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Griechenlands Oberster Gerichtshof verurteilt die BRD zur
Wiedergutmachung – S. 6

● CDU-Parteitag: „Versöh-
nung von Markt und
Menschlichkeit“ – S. 3

● BRD will größeren Einfluss
im Ostseeraum – S. 5

● Heiß umkämpft:
Öffentliche Güter – S. 12

● Tschechische Kommuni-
sten: Die KSCM an der
Jahrtausendwende
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KÜRZUNGS-EINFALT. Kulturstaats-
minister Naumann plant,die Bundesmit-
tel für die Sorben-Stiftung von in diesem
Jahr mit Müh und Not erreichten 16 Mio.
DM auf 15 Mio. 2001 und 14,5 Mio. DM
2002 zu streichen. Nach dem durch die
letztjährigen Streichungen erzwungenen
Personalabbau hätte die neuerliche Kür-
zung gravierende Auswirkungen auf die
Substanz der Stiftung und würde v.a.den
Domowina-Verlag und das Sorbische
National-Ensemble Bautzen in ihrer
Existenz gefährden. Die sorbische Min-
derheit zeigt sich nach Aussagen der
PDS-MdBs H. Fink und U.J. Rössel be-
troffen; die PDS setzt sich für langfristi-
ge Sicherung der Mittel ein.

ZWEI-KLASSEN-RECHT. Die EU
droht den osteuropäischen Beitrittskan-
didaten damit, den Beitritt weit hinter
den vereinbarten Termin 2002 zu ver-
schieben, wenn diese nicht darauf ver-
zichten, in das Beihilfesystem der EU für
die Landwirtschaft gleichberechtigt ein-
bezogen zu werden. Zur Unterstreichung
der Drohung hat die Kommission die Ver-
handlungen mit Polen über eine Libera-
lisierung des Agrarhandels Mitte April
ausgesetzt. Darum geht es: Um einen
Ausgleich für die 1992 durchgesetzte
Senkung der landwirtschaftlichen Stütz-
preise zu schaffen, hatte die EU Direkt-
zahlungen für Ackerflächen, Mastrinder
und Milchkühe eingeführt. Diese Direkt-
beihilfen belaufen sich zur Zeit auf jähr-
lich 90 Mrd. Euro. Würden dieselben
Maßstäbe auf die Bauern in den Bei-
trittsländern, in denen bis zu einem Vier-
tel der Beschäftigten noch in der Land-
wirtschaft arbeitet, angewandt, würden
sich die Direkthilfen um 12 Mrd.Euro er-
höhen. Das wollen die EU-Finanzmini-
ster verhindern, statt dessen Milliarden
zur Modernisierung der Landwirtschaft
und damit zur Landvertreibung der
Kleinbauern - betroffen ist insbesondere
Polen - ausgeben.

SCHANDBAR. Der Gesamtverband der
Deutschen Versicherungswirtschaft, dem
463 Versicherungsunternehmen an-
gehören, teilte mit, man werde sich mit
500 Mio. am Entschädigungsfonds für
ehemalige NS-Zwangsarbeiter beteili-
gen. Damit müssten selbstverständlich
alle noch offenen Ansprüche aus Versi-
cherungsverträgen der NS-Opfer und ih-
rer Erben beglichen sein. – Inzwischen
sind der Stiftung 1.300 Firmen beigetre-
ten, ohne dass sich die Zahlungszusagen
nennenswert erhöht haben: Ohne die 500
Mio. der Versicherungen belaufen sie sich
immer noch auf nur 2,4 Mrd. DM.

Nachdem die sechs Wirtschaftsfor-
schungsinstitute in ihrem Mitte

April vorgelegten Frühjahrsgut-
achten die drastische Reduzierung des
Spitzensteuersatzes gefordert hatten,
setzte ein Mitglied, der Präsident des
Kieler Instituts für Weltwirtschaft, mit

einem Finanzierungsvorschlag nach: Die
Arbeitslosenhilfe sei abzuschaffen, da-
mit jährlich 30 Mrd. DM an den Ärmsten
einzusparen.Darüber hinaus sei die Zah-
lung des Arbeitslosengeldes strikt zu be-
grenzen, und bei der Sozialhilfe müssten
die Regelsätze für Arbeitsfähige und Jün-
gere gesenkt werden. So schaffe man den
Anreiz zur Arbeit, der um so stärker aus-
fallen muss, als der Herr Präsident „Ein-
steigerlöhne“ – 20% unter Tariflohn – für
Arbeitslose schaffen möchte.

DA WÄCHST ZUSAMMEN ... Laut der
Zentralstelle für Arbeitsvermittlung ha-
ben bislang erst etwa 700 ausländische
Computerexperten Interesse an der
Green Card gezeigt – kein Wunder bei
den Zumutungen einer Anwerbepolitik,
die ausschließlich von den Interessen der
„deutschen Wirtschaft“ ausgeht. Über
Ostern regnete es förmlich Vorstöße, die
Grundlinien dieser Politik gesetzlich zu
fassen. Arbeitgeberpräsident Hundt ver-
langte im Verein mit der CSU die totale
Abschaffung des individuellen Asyl-
rechts, um die „ungeregelte“ Zuwande-
rung von Flüchtlingen zu stoppen, Er-
leichterung dagegen für die Nachfrage
des Kapitals auf den Weltarbeitsmärk-
ten. Die FDP kündigte einen neuen An-
lauf für ein entsprechendes Einwande-
rungsgesetz an, Bayern ein Zuwande-
rungs-Begrenzungsgesetz, die CDU-So-
zialausschüsse wollen geeignete Arbeits-
kraft durch Gesundheits- und Sprach-
tests herausselektieren, SPD und Grüne
nach der Osterpause eine Arbeitsgruppe
für ein Einwanderungsgesetz einrichten.

AUSSCHLUSS? Da die Richtlinien der
Bundesärztekammer nahe legen, dass
HIV-Infizierte grundsätzlich von Organ-
transplantationen ausgeschlossen blei-
ben (eine HIV-Infektion begründet dem-
nach die Ablehnung der Aufnahme in die
Warteliste), stellte die PDS-Abgeordnete
Schenk eine entsprechende Anfrage an
die Bundesregierung. Antwort: es gebe
keine generelle Ablehnung, in jedem Ein-
zelfall müsse geprüft werden, ob der kör-
perliche und seelische Gesamtzustand ei-
ne Transplantation sinnvoll macht.
Schenk kündigte an,die Praxis der Richt-
linien aufmerksam zu verfolgen.

WAS KOMMT DEMNÄCHST? Am 11.5.
berät der Bundestag u.a. über die Regie-
rungserklärung zum Thema „Deutsch-
land im Aufbruch - Moderne Wirt-
schaftspolitik für neue Arbeitsplätze“,
über den CDU/CSU-Antrag zu „Auslän-
derzentralregister und Einrichtung einer
Warndatei“ sowie ganz am Schluss der
Tagesordnung über einen Antrag der
PDS, die Entschädigung von NS-Opfern
der Zwangssterilisierung und der „Eut-
hanasie“ in die Wege zu leiten. Am 12.5.
geht es um den Berufsbildungsbericht
2000 und u.a. um die PDS-Drucksache
„Sicherung der Gebührenfreiheit des
Hochschulstudiums“.
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So viel Aufbruch bei der CDU war lange
nicht.Zwar hat die Öffentlichkeit vom Es-
sener Parteitag (10./11. April 2000) fast
nur den Personalwechsel und die Wahl
von Angela Merkel zur neuen Vorsitzen-
den wahrgenommen, aber die Neuorien-
tierung der CDU begann bereits unmit-
telbar nach ihrer Wahlniederlage bei der
Bundestagswahl 1998. Schon damals hat
sie ihren Aufbruch, ihren gesellschaftspo-
litischen Neubeginn um das gesell-
schaftspolitische Feld Familien- und Bil-
dungspolitik herum neu zu bestimmen
begonnen. Das ganze Jahr 1999 fanden
hochkarätig besetzte Anhörungen zu den
Themenbereichen „Schulqualität“, „Mo-
dernisierung der Weiterbildung“, „Mo-
dernisierungsimpulse für die berufliche
Bildung“ und „Weiterbildung
der Hochschulen“ statt.Die Er-
gebnisse mündeten in ein 34-
seitiges Papier: „Aufbruch in
die lernende Gesellschaft – Bil-
dungspolitische Leitsätze“. Sie
sollten nach breiter Diskussion
ursprünglich auf dem als Bil-
dungsparteitag bezeichneten
13. Bundesparteitag in Essen
beschlossen werden, der CDU-
Parteifinanzskandal kam da-
zwischen. Nun sollen sie öf-
fentlich diskutiert und auf ei-
nem „kleinen Parteitag“ im
Herbst beschlossen werden.

Spätestens hier hören viele
Linke, Gewerkschafter oder
Intellektuelle zu lesen auf.
Denn EDV und Bildung geht
für sie kaum zusammen. Sie
vermuten ein Festhalten am
herkömmlichen,veralteten Bil-
dungssystem. Völlig zu Un-
recht. Für CDU-Verhältnisse
verbirgt sich hinter den neuen bildungs-
politischen Leitsätzen geradezu Revolu-
tionäres. Und dass das nicht die Ausge-
burt von ein paar Bildungsexperten ist,
machen die Rede Angela Merkels und die
Beschlüsse des Essener Parteitages („Es-
sener Erklärung“) sowie begleitende Ar-
tikel und Reden von diversen CDU-Poli-
tikern wie Jürgen Rüttgers und Annette
Schavan mehr als deutlich.

Während die entschiedene Linke ideo-
logische Scholastik, wie z.B. über die Be-
deutung der Eigentumsfrage, und abge-
hobene Debatten über die Einsätze von
UNO-Truppen in Zeiten einer demokra-
tisierten UNO führt und die demokrati-
schen Bildungsreformer Abwehrkämpfe
gegen einzelne materielle und personelle
Verschlechterungen führen und den
Nachweis zu führen versuchen, dass Leh-
rer eben doch keine „faulen Säcke“ (G.
Schröder) sind, hat sich die CDU aufge-
macht, ein strategisch wichtiges Feld zu
beackern: „Der Zugang zu einer qualifi-

zierten Bildung ist eine strategische Fra-
ge für eine vorausschauende Sozial- und
Wirtschaftspolitik.“ (Essener Erklärung,
16) Und Annette Schavan: „Bildungspo-
litik ist Gesellschaftspolitik.“ (Die politi-
sche Meinung Nr. 365, April 2000)

Diese Einschätzung teilt die CDU mit
der SPD, die auch in der Konzeption der
„neuen Mitte“ der Bildungspolitik,immer
verstanden als Schul-, Hochschul-, Be-
rufsbildungs-, Weiterbildungs- und au-
ßerschulischer Jugendarbeit, eine völlig
neue Funktion zuweist. Und die SPD hat,
wie im Buch Hombachs, im Schröder/
Blair-Papier oder im neuen SPD-Bil-
dungsprogramm Bildung entscheidet
über unsere Zukunft. Für eine neue Bil-
dungsinitiative (Autoren: W. Clement, M.

Stolpe,E.Bulmahn,Willi Lemke u.a.) ver-
gleichend nachzulesen,mit fast denselben
Schwerpunkten und Begriffen dem Bil-
dungswesen einen strategischen Stellen-
wert beim Umbau der Gesellschaft zuge-
wiesen.

Um dem Casino-Kapitalismus sowohl
hemmende Faktoren zu beseitigen, die
neue Shareholder-value-Ideologie mas-
senwirksam zu verankern und deren Ak-
zeptanz zu erhöhen wie der weiteren Di-
gitalisierung und Computerisierung des
gesellschaftlichen Lebens die adäquate
Konditionierung in den Köpfen der Men-
schen zu verschaffen, ist in der Tat eine
umfassende Reform des Bildungswesens
erforderlich,das jedoch gleichzeitig dafür
sorgen muss, dass die zunehmende gesell-
schaftspolitische und soziale Polarisie-
rung nicht dazu führt, dass die Ausgeson-
derten und Marginalisierten zu Aufstän-
dischen mutieren. Ein Chaos-Computer-
Club kann eingekauft, die Jugendre-
bellion in Lyoner und Pariser Vorstädten

oder in Hamburg-Hausbruch durch mehr
Streetworker befriedet, der „Marsch der
Ausgeschlossenen“ von der brasiliani-
schen Kirche mit der Landlosen-Bewe-
gung organisiert, als regionales Ereignis
hingestellt werden. Wenn aber die neue
technische Intelligenz mit Menschen-
rechtsorganisationen, Gewerkschaften
und linken Parteien hier ansetzen, kann
das ganze System ins Rutschen kommen.

Also hält sich die CDU nicht lange da-
bei auf, das bestehende Bildungssystem
zu kritisieren.Auch setzt sie sich nicht ex-
plizit mit ihren bisher vertretenen Posi-
tionen (strikte Dreigliedrigkeit, obrig-
keitsstaatliche Regulierung per engma-
schigen Gesetzen und Lehrplänen,
Dienstrecht und Schulaufsicht) kritisch

auseinander. Sie betont zwar, dass
das 1993 beschlossene bildungspo-
litische Grundsatzprogramm wei-
terhin Grundlage sei, und erinnert
an den von ihr 1978 initiierten Kon-
gress „Mut zur Erziehung“, indem
der Satz: „Es gibt keine Bildung
ohne Erziehung und keine Erzie-
hung ohne Werte“ zitiert wird – fast
ein Allgemeinplatz.

Ansonsten aber hat es die CDU
fertiggebracht, fast alle auch von
der SPD, den Realo-Grünen und
der Bildungsreformdiskussion her
bekannten Stichwörter gesell-
schafts- und bildungsprogramma-
tisch zu vereinnahmen. Da ist von
„Zukunft“, „das Lernen lernen“,
„selbstgesteuertem Lernen“, „ler-
nender Gesellschaft“, „Hand-
lungskompetenz“, „Mündigkeit“,
„Weltoffenheit“, Lernmotivation“,
„Vielfalt der Methoden“, „Praxis-
orientierung“, „Ausländerintegra-
tion“, „Dienstrechtsreform“, „Bil-

dungsausgaben sind Investitionen“,
„Kopf, Herz und Hand – Bildung für den
ganzen Menschen“ die Rede.Mit SPD und
Grünen gemeinsam stützt sie sich auf den
Kommunitarismus (der Staat soll erst
dann eintreten, wenn sich Einzelne, die
Familie, die Kommune nicht mehr helfen
können) und das Subsidiaritätsprinzip.
Wie SPD und Grüne setzt die CDU beim
Umbau des Sozialstaatssystems und dem
Umbau des Staatsapparates auf das Neue
Steuerungsmodell und „private-public-
partnership“. Wie bei Hombach / Schrö-
der / Blair und Tom Königs / Sybille Volks-
holz wird der Umbau des Bildungswesens
zum Kern des Staatsumbaus, um ihn dem
globalisierten Unternehmertum kompa-
tibel zu gestalten. Vom Leitbild des
„schlanken Staats“ wie in der Kohl-Ära
ist nicht mehr die Rede. Bildung wird zur
Dienstleistung umgepolt, StudentInnen
werden „KundInnen“. Wie auch bei SPD
und Grünen wird den Schulen „mehr Ei-
genverantwortung“ zugemessen, aber

CDU-Parteitag

Die Versöhnung von Markt und Menschlichkeit

„Die CDU bekennt sich zum Prinzip der Chancengerechtigkeit
im Bildungswesen. Daraus leitet sich die Forderung ab, jeden
Menschen nach seinen Begabungen und Fähigkeiten durch
differenzierte Bildungsangebote zu fördern.“ (A. Schavan) 
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„zentrale Prüfungen“ als „Qualitätskon-
trolle“ und „Länder- und Schulverglei-
che“ seien der Preis dafür (Punkte 29+32
der Leitsätze).

Auch in inhaltlicher Hinsicht nähert
sich die CDU an: „Vermittlung der Kul-
turtechniken und die Lernmotivation“
(28), musische Bildung (15), Sicherheit in
der Muttersprache (16), praktisches Ler-
nen (18), Selbstorganisation von Lern-
prozessen und mathematische Fähigkei-
ten (28), zweite Fremdsprache ab Klasse
1. Anders als die SPD setzt die CDU stär-
ker auf den Religionsunterricht, schließt
allerdings jüdischen und islamischen Re-
ligionsunterricht und Ethikunterricht ein
(17).Stärker als die SPD setzt sie auch auf
„staatsbürgerliche Mündigkeit“ als Ziel
(20), allerdings reduktionistisch: „Sie
nennt es „Sinn für Selbständigkeit“,nicht
Selbständigkeit selber oder gar Emanzi-
pation.Sogar „Weltoffenheit“ kommt vor:
Allerdings in Verbindung mit „Heimat-
verbundenheit“.Also: Laptop und Leder-
hose, aber als reizvolle Mischung.

Interessant ist die Umwertung demo-
kratischer Werte. Dafür zwei Beispiele:
Staatsbürgerliche Mündigkeit und
Selbständigkeit werden so definiert: „Der
Sinn für Selbständigkeit muss auch in der
Schule gefördert werden. Das schließt ei-
ne positive Grundeinstellung zu unter-
nehmerischer Selbständigkeit in der frei-
en Wirtschaft ein.“ (20) Das zweite Bei-
spiel: Die CDU bekennt sich zum Prinzip
der Chancengleichheit. „Daraus leitet
sich die Forderung ab, jeden Menschen
nach seinen Begabungen und Fähigkeiten
durch differenzierte Bildungsangebote zu
fördern.“ (A. Schavan) Bei der SPD heißt
es „Chancengleichheit beim Start, nicht
im Ergebnis“ (B. Hombach) oder „jeden
individuell nach seinen Voraussetzungen
fördern“ (G. Behler).

Die PädagogInnen dürfen sich freuen.
Wurden sie früher von allen gescholten,
werden sie jetzt von allen gelobt: Bei der
CDU ist von „Wertschätzung pädagogi-
scher Arbeit“ und „unverzichtbarer und
herausragender kultureller Grundlagen-
arbeit“ die Rede (19). Bei der SPD loben
Willi Lemke als neuer Kultusminister-
konferenzvorsitzender und W. Clement
und G.Schröder beim SPD-Bildungskon-
gress im Januar 2000 neuerdings die Leh-
rer über allen Klee. Zweifellos haben
CDU und SPD erkannt, dass die von ih-
nen propagierte und ins Werk gesetzte
„Reform“ nur unter der Voraussetzung
der Akzeptanz bei den direkt Betroffenen
relativiert werden kann. Also: Man lobt,
das kostet am wenigsten.Wer, wie Angela
Merkel mehrfach auf dem CDU-Parteitag
betonte, „Markt und Menschlichkeit ver-
söhnen“ will, braucht die Macher des So-
zialkitts, die social-engineers. Das hat
auch die CDU erkannt.

Im Übrigen finden sich viele Vorschlä-
ge zur Weiterbildung (z.B. „Stiftung Bil-
dungstest“ und „Regionales Netzwerk
Weiterbildung“), die sich auch anderswo
finden und zur Berufsbildung (Festhalten
am „dualen System“, „Modularisierung“,

Einfachberufe),die auch von der SPD,den
Grünen oder der Hans-Böckler-Stiftung
vertreten werden. Überhaupt kann man
sagen: Dies CDU-Bildungsprogramm als
gesellschaftspolitisches Umwandlungs-
konzept ist SPD- und Grünen-kompati-
bel. Es bahnt sich also die ganz große Ko-
alition in der Bildungspolitik und damit
in einem wichtigen strategischen Feld der
Gesellschaftspolitik an. Selbst mehr
Ganztagsschulen und mehr Geld für Bil-
dung fordert die CDU. Der alte Streit-
punkt Gesamtschule wird reduziert: Jetzt
heißt es nur, dass Gesamtschulen zu teu-
er seien gemessen am Output. Das sagt
aber auch die SPD.Böckler-Stiftung,Die-
ter Wunder (ehem. GEW-Vorsitzender),
Sybille Volksholz (ehem. Grüne Bildungs-
senatorin Berlin), SPD und nun auch die
CDU sprechen sich für Grundfinanzie-
rung und die Ausgabe von Bildungsgut-
scheinen aus – und der rot-grüne Senat in
Hamburg realisiert erste Feldversuche an
Berufsschulen (Sportgutscheine) und
Kindergärten (Kita-Cards).

Wo also liegen Unterschiede? Mögliche
Konflikte – und auf diesen Felder ist die
Diskussion schon entbrannt – gibt es bei
der Frage der Werteerziehung. Wie viel?
Was? Welche? Bei der Anlage, Häufigkeit
und dem Umfang der zentralen Ver-
gleichstests (zentrale Schulprüfungen
und/oder empirische Großuntersuchun-
gen) und bei der Frage, was grundlagen-
finanziert und was durch Bildungssparen
und Gutscheine zugekauft werden muss.
Und mit der sozialistischen und reforme-
rischen Linken gibt es Konflikte darum,
dass bei der CDU nichts zur Friedens- und
Konfliktlösungserziehung, zur Men-
schenrechts- und Antirassismus-Erzie-
hung gesagt wird. Und der Streit sollte
sein, ob politische Bildung zur Kohäsion
der Gesellschaft oder zur gesellschaftli-
chen und individuellen Emanzipation
beitragen soll.

Beachtlich ist, dass Begriffe wie Kon-
flikt,Kritikfähigkeit und Mitbestimmung
fehlen – und natürlich auch die bildungs-
politischen und pädagogischen Zusam-
menhänge. Es ist also das Interessanteste
an der neuen CDU-Position, was fehlt,
was nicht einmal erwähnt wird.Denn dass
der Markt gut und der Wettbewerb auch
in der Schule nur gut sei – diese Ideologie
kennen wir nur allzu gut.

Fazit: Man kann nicht mehr behaupten,
dass die CDU sich „muddling through the
middle“ will, sie will gestalten und
„Markt und Menschlichkeit versöhnen“
(Merkel) – und sie hat ein Konzept dazu,
das sie auch mit einer großen Koalition
realisieren könnte. Die Linke sollte also
die modernen integrationistischen Ge-
sellschaftskonzepte von CDU und SPD
gemeinsam ernst nehmen – und ihre eige-
nen Konzepte in die aufgebrochene Bil-
dungs-Protest-Landschaft einbringen.
Die Eltern, SchülerInnen und LehrerIn-
nen hören sicher zu, übrigens auch in Pa-
ris, Madrid, Dresden, Hamburg, Berlin.
Horst Bethge, Bildungspolitischer Spre-
cher der PDS

Mitte April fand das Dritte Treffen des Ost-
seerates in der dänischen Stadt Kolding
statt.

Der Ostseerat wurde 1992 auf Initiative
der BRD gegründet. Dem Gremium
gehören alle fünf nordeuropäischen Län-
der (Dänemark, Finnland, Island, Norwe-
gen,Schweden),Deutschland,Polen,Rus-
sland und die drei baltischen Staaten
(Estland, Lettland, Litauen) an. Ziel des
Ostseerates ist es, die europäische
Großraumbildung im Norden vorzuberei-
ten und die ehemaligen Staaten der So-
wjetunion an der Ostsee in ein Geflecht
von Abhängigkeiten zu bringen und eige-
ne regionale Initiativen quer zum EU-Bil-
dungsprozess zu verhindern.

Mit der „Agenda der Beziehungen
Deutschlands zu den baltischen Staaten“,
die Mitte der 90er Jahre unter der Regie-
rung Kohl ausgearbeitet wurde, versuch-
te die BRD, sich innerhalb der an der Re-
gion interessierten Staaten eine Vor-
machtstellung zu sichern. Beziehungs-
reich lautet auch gleich das 1. Kapitel der
„Agenda“: Die Bundesregierung sieht
sich als „Anwalt der Balten“.Es heißt dort
weiter: „Deutschland,das als einer der er-
sten Staaten mit Estland, Lettland und
Litauen nach Erlangung der Unabhän-
gigkeit vor 5 Jahren die diplomatischen
Beziehungen wieder aufgenommen hat,
versteht sich seither als Anwalt dieser
Staaten bei ihrer Heranführung an die eu-
ropäischen Strukturen. Deutschland hat
sich frühzeitig für den Abschluss von As-
soziierungsabkommen der baltischen
Staaten mit der Europäischen Union ein-
gesetzt. Es gilt jetzt, den Beitritt der bal-
tischen Staaten zur Europäischen Union
gut vorzubereiten.“

Der politische Einbindungsprozess ist
das eine,das andere die ökonomische Aus-
beutung des Gebietes, zu dem die EU-
Strategen auch immer gleich Russland
mit einbeziehen. Konkrete Ziele sind hier
schon längst abgesteckt. 1998 stellte der
damalige Staatssekretär Hoyer fest: 

„Der Nordosten Europas ist ein Raum
mit erheblichem wirtschaftlichen Poten-
tial, insbesondere im Hinblick auf die er-
heblichen Vorräte an Kohlenwasserstoff-
ressourcen im Nordwesten Russlands.
Gleichzeitig sind gerade auch dort viel-
fältige Quellen potentieller Gefahren, die
mit den Stichwörtern ,Umweltver-
schmutzung’, ,nukleare Verseuchung’ und
,organisierte Kriminalität’ ansatzweise
beschrieben werden können.“ 

Die Politik der jetzigen Bundesregie-
rung knüpft auch hier nahtlos an die ih-
rer christlich-demokratischen Vorgänger-
regierung an. Dies zeigte die Position des
Bundeskanzlers auf der jetzigen dritten
Tagung des Ostseerates. Schröder hatte
dort ein stärkeres deutsches Engagement
im Ostseeraum angekündigt. Auf der Ab-
schlusstagung sagte er, der Ostseeraum
habe einen Anteil von zehn Prozent am
deutschen Außenhandel. Damit sei die
Region als Handelspartner für Deutsch-
land wichtiger als die USA. Er werde sich



Seite 8

PB 9/2000 • AKTUELL AUS POLITIK UND WIRTSCHAFT 5

politisch dafür einsetzen, dass der Ost-
seerat bei der EU-Kommission ein eben-
so starkes Gewicht gewinne wie bisher die
Kooperation der Mittelmeerländer.

Untätig waren die Emissäre der Bun-
desregierung auch bisher nicht. So haben
sich die Ostsee-Anrainer bei der EU mit
der Forderung nach einer eigenen Ostsee-
Politik durchgesetzt.Im April letzten Jah-
res hat die Europäische Kommission das
Grundsatzdokument „Baltic Sea Region
Initiative“ veröffentlicht. Zur Koordina-
tion hat die Kommission einen besonde-
ren Lenkungsausschuss eingerichtet. Im
Rahmen spezieller Programme wie „In-
terreg II C“ oder „Baltic Small Projects
Facility“ wurden bisher weit über 100
Millionen Mark bereitgestellt.

Deutsches Engagement im Ostseeraum

Die praktische Abwicklung liegt, wie
kann es anders sein, in deutscher Hand.
Koordinierungsstelle ist die Investitions-
bank Schleswig-Holstein,mit einer eige-
nen Geschäftsstelle in Rostock. Schles-
wig-Holstein ist seit 1991 mit zahlrei-
chen Regionen des Ostseeraumes part-
nerschaftlich verbunden: SydSam in
Schweden, Oslo und Åkershus in Norwe-
gen, der finnischen Stadt Vaasa und den
dänischen Ämtern Sønderjylland (Nord-
schleswig), Storströms (Lolland und Fal-
ster) und Fyn (Fünen), der Wojewod-
schaft Danzig, dem Oblast Kaliningrad
sowie nicht zuletzt mit Estland als
Ganzem.Gemeinsam mit der Hansestadt
Hamburg unterhält das nördlichste Bun-
desland in Brüssel ein „Hanse-Büro“.
Ziel solcher Büros sind die Ausarbeitung
von konkreten Plänen zur Ausbau von
z.B. Energie- und Verkehrsnetzen. Hier
liegen schon konkrete Pläne vor deren
Durchführung auch auf der Konferenz
besprochen wurde.

Ausbau des Verkehrsnetzes: Zu einem
Verkehrsring rund um die Ostsee gehören
die festen Überquerungen von Deutsch-
land und Dänemark nach Skandinavien,
die Verbindung zwischen Schweden und
Finnland und ihre Weiterführung nach
St. Petersburg. Im Osten schließt sich die
Via Baltica an, die von St. Petersburg
über die Baltischen Republiken und Ka-
liningrad bis nach Gdansk reicht. Die
südliche Ostsee umschließt die Via Han-
seatica, die das nördliche Polen mit
Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg
und Zentraleuropa verbindet. Bisher
existieren nur Teilstücke dieses Ringes
oder sind in Bau. Mit der Großen-Belt-
Überquerung und der Öresundüberque-
rung wird Südschweden (Malmö) mit
Dänemark und Deutschland verbunden.
Die „Jütlandlinie“, von Kopenhagen
über Dänemark nach Schleswig-Hol-
stein ist seit dem letzten Jahr befahrbar.
Hohe Priorität messen die Regierung-

schefs dem Ausbau der Via Baltica, der
Verbindung zwischen St. Petersburg
über die Baltischen Republiken bis nach
Gdansk,bei. Ihr Ausbau soll auch von der
EU unterstützt werden. Durch den Bau
der Ostseeautobahn durch Ostholstein
und Mecklenburg-Vorpommern bis Szc-
zecin leistet die BRD einen Beitrag zur
Via Hanseatica, deren Weiterführung auf
polnischer Seite nun begonnen wurde.

Energiepolitik: Hier kommt es zu ei-
ner direkten Konfrontation mit Russ-
land. Denn noch sind die Baltischen Re-
publiken auf Gas- und Öllieferungen aus
Russland angewiesen, und die Stromlei-
tungssysteme lassen keinen Stromaus-
tausch zwischen den ehemaligen COME-
CON-Staaten und den EU-Mitgliedslän-
dern zu. Russland ist aber auf den Ver-
kauf von Energie in die Region angewie-
sen.Dieses hohen Gewinn bringende Ge-
schäft wollen jetzt andere machen. Un-
ter dem Stichwort „Energie-Ring Ost-
see“ wird für die Region eine Umstruk-
turierung der Energieversorgung ange-
strebt. Dazu gehören der Ausbau der
Stromverbindung zwischen Skandinavi-
en und Deutschland, die Versorgung der
Baltischen Republiken mit Öl und Gas
aus der Nordsee und die Entwicklung ei-
nes Stromnetzes,das die Verbindung zwi-
schen Deutschland, Polen und den Balti-
schen Republiken ermöglicht. Der Elek-
trizitätsverbund zwischen Deutschland,
Dänemark und Norwegen, aber auch der
Verbund von Deutschland über Polen,
Russland,die drei Baltischen Republiken
bis nach Finnland sind in den Plan der
Transeuropäischen Energienetze aufge-
nommen worden.

Zwei weitere Themen standen im Mit-
telpunkt des dritten Gipfeltreffens. Zum
einen die Frage der Behandlung der „in-
neren Sicherheit“ der Region. Konkret
beschlossen wurde, das Mandat einer als
Task Force bezeichneten Arbeitsgruppe
zur Bekämpfung der organisierten Kri-
minalität weiterzuführen. Die Gruppe
war beim ersten Gipfel 1996 eingesetzt
worden.Ein Jahr später folgten schon die
ersten Großeinsätze.

Mit der Bezeichnung „Baltic Guard“
startete am 23. Mai 1997 eine zehntägige
Operation (unter deutscher Führung) ge-
gen die sogenannte „illegale Einwande-
rung“. Unter anderem wurden dabei be-
sonders intensiv Kontrollen in Seehäfen
sowie des Schiffsverkehrs vorgenommen
– 7338 Schiffsbewegungen wurden über-
wacht sowie 3379 Schiffe überprüft . Ei-
ne zweite „Baltic-Guard“-Operation
vom 30. August bis zum 3. September
1997 (3570 Schiffsbewegungen, 2213
Überprüfungen) brachte wie die erste
keine spektakulären Festnahmen im Zu-
sammenhang mit „illegaler Einwande-
rung“; in Dänemark und Schweden wur-

den dabei jedoch 1,4 Millionen Schmug-
gelzigaretten gefunden und zwei Perso-
nen dafür in Haft genommen. Die Ope-
ration habe aber sicherlich „einen hohen
vorbeugenden Effekt“ gehabt,wertet der
Abschlussbericht.

Zum anderen besprachen die Regie-
rungschefs die Kaliningradfrage. Das
Verhältnis zu Kaliningrad wurde von den
versammelten Staatschefs als so wichtig
eingeschätzt, dass sie es gleich weiter-
reichten auf eine Sonderkonferenz, die
im Mai stattfinden wird. Darüber mehr
in den folgenden Ausgaben der Politi-
schen Berichte. hav

Gescheiterte Bankenfusion

Blamage für Allianz
und Deutsche Bank
Am 5. April gab die Dresdner Bank den
Abbruch der Verhandlungen über die am
9. März mit großem Getöse angekündigte
Fusion von Deutscher und Dresdner Bank
zur größten Bank der Welt bekannt. In
übereinstimmenden Erklärungen beider
Seiten wurde als Grund für das Scheitern
die Uneinigkeit über die Zukunft der In-
vestmentbanking-Sparte Dresdner
Kleinwort Benson (DKB) genannt. Damit
ist auch für den Allianz-Konzern das Ge-
schäft erst einmal geplatzt, für den 22%-
igen Anteil an der Dresdner Bank die Fi-
lialbank Deutsche Bank 24 zum Versiche-
rungsvertrieb zu übernehmen und die
DSW als Fondsgesellschaft und den Deut-
schen Herold als Versicherung zu erwer-
ben (s. Politische Berichte Nr.7/2000).

Nach verschiedenen Presseberichten
hatten die Vorstandsspitzen von Allianz,
Deutscher und Dresdner Bank die Vor-
entscheidungen über die Fusion ohne Be-
teiligung weiterer Vorstandsmitglieder
gefasst. Insbesondere war der bei der
Deutschen Bank für das Investmentban-
king zuständige Vorstand Ackermann
nicht rechtzeitig „eingeweiht“ worden.
Daraufhin kam es innerhalb der Deut-
schen Bank zu einem Aufstand des In-
vestmentbanking-Bereiches, wo von der
Vorstandsspitze herab eine Integration
der Dresdner-Bank-Kollegen mit Aus-
nahme einiger hochprofitabler Teile ab-
gelehnt wurde. Insbesondere Vorstands-
mitglieder und leitende Angestellte der
Deutschen Bank verteidigten ihre Posten
gegen die Dresdner-Anwärter.Am Tag der
Fusionspressekonferenz wurden aus
Kreisen der Londoner Global Markets-
Abteilung der Deutschen Bank gezielt In-
diskretionen an die Presse gegeben, die
Vorstandssprecher Breuer erst feierlich
dementieren musste: „Dresdner Klein-
wort Benson ist ein Juwel.“ Während der

Drittes Gipfeltreffen des Ostseerates

BRD will größeren Einfluss im Ostseeraum
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2. Internationales Hearing des Europäi-
schen Tribunals über den NATO-Krieg
gegen Jugoslawien am 16. April 2000
in Hamburg

Rund 400 Teilnehmer trafen sich im Cu-
rio-Haus in Hamburg, um über die deut-
sche Verantwortung und die deutschen
Verantwortlichen für die Aggression der
NATO gegen die Bundesrepublik Jugo-
slawien zu debattieren.

Das Curio-Haus, Sitz der GEW Ham-
burg,diente auch als Symbol für ein brei-
teres Engagement der Gewerkschaften in
der Tribunalbewegung. Immerhin traten
Vertreter der IG Metall, der IG Medien
und der GEW mit fundierten Beiträgen
an das Mikrofon. Gleichzeitig kritisier-
ten sie die ungenügende Auseinanderset-
zung in den Gewerkschaften mit der Po-
sition des DGB-Vorsitzenden Schulte zur
Bejahung des NATO-Krieges.

Regierung der Bundesrepublik auf der
Anklagebank

Fundierte Analysen der juristischen, po-
litischen und moralischen Verantwor-
tung der Bundesregierung, insbesondere
von Scharping,Fischer und Schröder,un-
terbreiteten Sachkenner, wie der frühere
Botschafter der DDR in Jugoslawien,
Ralph Hartmann, der Hamburger Publi-
zist Dr. Matthias Küntzel, Flottillenad-
miral a.D. Elmar Schmähling oder der
Umweltexperte Prof. Knut Krusewitz.

Mehrere Redner geißelten die Rolle der

deutschen Medien als vierte Waffengat-
tung, wobei die Anklagen von der unkri-
tischen Übernahme aller Darlegungen
der NATO bzw. der Bundesregierung bis
zur bewussten Manipulation und Desin-
formation der Öffentlichkeit reichten.
Rolf Becker von der IG Medien hatte das
Brecht-Wort von 1943 „Von den neuen
Antennen kamen die alten Dummheiten
...“ zum Ausgangspunkt genommen und
gab mit dem Schluss dieses Zitates auch
die Aufgaben in Auswertung des Tribu-
nals vor: „...die Weisheit wurde von Mund
zu Mund weitergetragen.“

Ein neues Moment für die Tribunalbe-
wegung brachte die erste Auswertung
von Strafverfahren gegen Personen, die
in Appellen und Anzeigen die Soldaten
der Bundeswehr zur Verweigerung des
Kriegseinsatzes aufgerufen hatten. Sie
wurden von der Staatsanwaltschaft der
„öffentlichen Aufforderung zu Strafta-
ten“ angeklagt. In der Mehrzahl der Fäl-
le erfolgte ein Freispruch. Um so deutli-
cher bleibt die Diskrepanz, dass der Ge-
neralbundesanwalt die Prüfung aller
Strafanzeigen gegen die Verantwortli-
chen für diesen Krieg wegen Verletzun-
gen des Grundgesetzes (Art. 26) und des
Strafgesetzbuches (§ 80 StGB: Vorberei-
tung eines Angriffskrieges) mit lapidaren

Es machte sich schon Staunen breit, als
Bundespräsident Rau am 5.4. in dem
Städtchen Kalavrita auf dem Nordpelo-
ponnes sich als erster deutscher Politiker
überhaupt vor den Opfern der deutschen
Besatzung Griechenlands im Zweiten
Weltkrieg verbeugte. Rau sprach von
„Gräuel und Verwüstung, die die deut-
schen Soldaten angerichtet haben,“ und
von „tiefer Trauer und Scham“. Diese
Geste Raus wurde von dem griechischen
Staatspräsidenten Stephanopoulus, von
dem „Nationalen Rat zur Förderung der
Begleichung von Kriegsentschädigun-
gen Deutschlands an Griechenland“, in
dem sich die Opfer der deutschen Ge-
waltherrschaft vereinigt haben, sowie
von den Einwohnern Kalavritas als spä-
te Genugtuung aufgenommen.

In Kalavrita trieben die Soldaten des
749. Jäger-Regiments am 12. Dezember
1943 die Bevölkerung zusammen. Als
„Sühnemaßnahme“ für von Partisanen
getötete deutsche Soldaten erschossen
die Armeesoldaten die gesamte männli-
che Bevölkerung Kalavritas über 15 Jah-
re: über 1.200 Männer und Jugendliche.
Kalavrita wurde zerstört.Im Rahmen der
„Unternehmung Kalavrita“ (Kriegsta-
gebuch des LXVIII Armeekorps) wurden
28 Ortschaften und Klöster niederge-
brannt und etwa 2.000 Menschen ermor-
det.

Rau sagte nach 57 Jahren in Kalavri-

ta aber auch, das wäre alles, was er tun
könne. Stephanopolous erklärte dazu in
seiner Ansprache, dass Rau getan habe,
was er könne, er sei „aber sicher, der
deutsche Staat kann mehr leisten,um die
Folgen zu lindern“.

Das ist dann auch der Kern: Es geht
um Entschädigungszahlungen in Milli-
ardenhöhe. Auf der Pariser Konferenz
1946 wurden die Reparationszahlungen
an Griechenland für die spätere BRD auf
7,5 Mrd. US-Dollar beziffert. Die deut-
sche Gesamtschuld wird heute auf über
100 Mrd. DM von dem griechischen Fi-
nanzministerium geschätzt. Die Haltung
der bisherigen Bundesregierungen er-
läuterte dazu am 10.12.1997 Staatsse-
kretär Dr. von Ploetz auf eine Kleine An-
frage der PDS im Bundestag: Die Bun-
desregierung denke nicht daran, sich
selbstständig an der Aufklärung der Ver-
brechen deutscher Besatzung in Grie-
chenland zu beteiligen. Es wurden bis
1960 rund 115 Mio. DM Kompensations-
forderungen abgegolten. Weitere Zah-
lungen sollen nicht mehr erfolgen. Urtei-
le irgendwelcher Art von griechischen
Gerichten hätten für die BRD keine Be-
deutung, da diese dem Grundsatz der
„Staatenimmunität“ widersprächen.

Zu diesem Zeitpunkt war gerade von
dem Landgericht Levadia die Bundesre-
publik Deutschland zu Entschädigungs-
zahlungen von ca. 60 Mio. DM verurteilt

worden. Geklagt hatten Opfer und An-
gehörige von Ermordeten aus der Ort-
schaft Distomo bei Delphi.Dort hatte die
Waffen-SS am 10.6.1944 als Vergeltung
für Partisanenangriffe 218 Menschen er-
schossen, die Hälfte der Dorfbevölke-
rung. Das Dorf wurde bis auf die Grund-
mauern niedergebrannt. Im Zuge dieser
Operation wurden insgesamt rund 1.300
Menschen in dieser Region von Armee
und Waffen-SS regelrecht abgeschlach-
tet.

Eine Note der Bundesregierung vom

Rau besucht Kalavrita

Griechenlands Oberster Gerichtshof verurteilt BRD zu Wiedergutmachung

„Von den neuen
Antennen kamen
die alten Dumm-
heiten ...“ 

(B. Brecht)
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Begründungen verweigerte.

Gegen die neue Art der Auschwitzlüge

Ein bewegender Höhepunkt des Hea-
rings war die Rede des bekannten Anti-
faschisten Peter Gingold über die neue
Art der Auschwitzlüge. Peter Gingold,
dessen ganze Familie im Holocaust um-
gebracht wurde, entlarvte überzeugend
die Verlogenheit der verbalen Bezüge
deutscher Politiker auf die faschistische
Vergangenheit zur Begründung des Krie-
ges. Sie dienten einerseits der Einstim-
mung der deutschen Bevölkerung auf den
dritten Angriff Deutschlands auf Jugo-
slawien, haben aber zugleich die Funkti-
on, den Hitlerfaschismus weiter zu ver-
harmlosen, seine Verbrechen als fast ba-
nal erscheinen zu lassen. Peter Gingold
bezeichnete dieses Vorgehen zu Recht als
ungeheuerlich.

Horst Bethge von der GEW Hamburg
referierte über Kinder und Jugendliche
als Opfer des Krieges. Von den mehr als
2000 Toten unter der Zivilbevölkerung
sind 785 Kinder. Der Anteil der Kinder
und Jugendlichen unter den Verletzten
beträgt 40 %. Kinder als „Kollateral-
schäden“ (so die NATO) – zynischer kann
man Kriegsverbrechen wohl kaum be-
schreiben !

Das Hearing bot auch einem offiziel-
len Vertreter Jugoslawiens, dem General-
konsul Miroljup Milanovic, die in
Deutschland seltene Chance, die Sicht
der jugoslawischen Seite darzustellen.
Generalkonsul Milanovic würdigte die
solidarischen Unterstützung der deut-
schen und internationalen Friedensbe-
wegung für sein Land, das trotz unge-
heuerer Anstrengung zum Wiederaufbau
durch das erneut verschärfte Embargo
der EU faktisch weiterhin im Kriegszu-
stand mit all seinen schrecklichen Folgen
für die Menschen gelassen wird.

Schließlich hatten auch zwei Bundes-
tagsabgeordnete der PDS (Wolfgang
Gehrcke und Heidemarie Lüth) die Gele-
genheit, ihre Erfahrungen mit der „par-
lamentarischen Demokratie“ anhand
von Reaktionen der Bundesregierung auf
parlamentarischen Anfragen der PDS
bzw. auf Petitionen aus der Bevölkerung
darzulegen. Immerhin hatten sich
160.000 Bundesbürger mit Petitionen be-
züglich des Krieges gegen Jugoslawien an
den Deutschen Bundestag gewandt. Eine
Zahl,die groß erscheint,aber auch die Be-
grenztheit des Protestes widerspiegelt.

Die Redebeiträge, einschließlich wei-
terer schriftlich eingereichter Studien,
z.B. zu den Hintergründen des angebli-

chen Massakers von Racak oder zum so
genannten „Hufeisenplan“, werden
kurzfristig aufbereitet und sollen bis zum
Europäischen Tribunal am 2. und 3. Juni
2000 in Berlin als Buch vorliegen.

Das Buch zum 1. Hearing: Die Wahr-
heit über den NATO-Krieg gegen Jugo-
slawien ist bereits in 2. Auflage erschie-
nen.

Breite Solidarität erforderlich

All diese Projekte, die Verbreitung der
Wahrheit mit Hilfe dieser Bücher und die
Durchführung des Tribunals können nur
realisiert werden durch eine breite soli-
darische Bewegung, weit über die direk-
ten Teilnehmer an diesen Veranstaltungen
hinaus. Deshalb rufen wir auf: 

Unterstützt das Tribunal durch Spen-
den und durch den Kauf und die Weiter-
verbreitung der Bücher zum Hearing.

Ansprechpartner dafür ist die Gesell-
schaft zum Schutz von Bürgerrecht und
Menschenwürde e.V. (GBM), Weitlingstr.
89, 10317 Berlin, Tel.: 030 – 5578397
Fax: 030 – 5556355, e-mail: gbmev@t-on-
line.de – Spendenkonto der GBM: Berli-
ner Sparkasse, Kto.Nr. 13 192 736; BLZ
100 500 00; Kennwort: Tribunal  
Klaus Eichner, Mitglied des Vorstandes
der GBM 

Januar 1995 erklärte zu dem Vorgang:
„Nach Auffassung der Bundesregierung
sind Vergeltungsaktionen wie gegen das
Dorf Distomo nicht als NS-Tat zu defi-
nieren, deren Opfer wegen ihrer Rasse,
ihrer Religion oder ausdrücklichen An-
tihaltung geschädigt worden sind, son-
dern als Maßnahme im Rahmen der
Kriegsführung, denn sie stellen Reaktio-
nen auf Partisanenangriffe dar. Sie fal-
len nicht unter die Regelung des Bundes
zur Entschädigung von NS-Unrecht,
sondern unter den Fragenkomplex Re-
parationen. Zur Reparationsfrage ver-
tritt die Bundesregierung die Auffas-
sung, dass sich diese durch Zeitablauf
und Veränderung der Situation in Euro-

pa sowie des deutsch-griechischen Ver-
hältnisses erledigt hat.“

Diese Haltung der Bundesregierung
wird nicht mehr lange gehalten werden
können. Am 13. April 2000 lehnte Grie-
chenlands Oberster Gerichtshof eine Be-
rufungsklage der Bundesrepublik
Deutschland gegen das Urteil des Land-
gerichts Levadia ab. Mit einer Mehrheit
von 16 zu vier Stimmen bestätigten die
Richter in Athen das Urteil, wonach die
BRD die 60 Mio. DM zu zahlen habe. Die
„Staatenimmunität“ gegen Privatklagen
könne in diesem Falle nicht greifen, da
Handlungen oder Unterlassungen durch
Staatsorgane erfolgt seien,die die Regeln
des Internationalen Rechts und im spe-

ziellen des Kriegsrechts grob verletzt
hätten. Daraus folge, dass griechische
Gerichte für diese Vorgänge zuständig
seien. Dies werde auch in den Römischen
Verträgen sowie durch Urteile des Eu-
ropäischen Gerichtshofs für Menschen-
rechte in Straßburg bestätigt. Nach An-
sicht des Obersten Gerichtshofes besteht
jetzt sogar ein Rechtstitel für Schadlos-
haltung an deutschem Vermögen in Grie-
chenland, falls die Bundesregierung die
Entschädigungszahlungen weiter ver-
weigern sollte. Graf Lambsdorff, Regie-
rungsbeauftragter für die Entschädi-
gung von NS-Zwangsarbeitern,befürch-
tete die Folgen aus diesem Urteil. Denn
jetzt sind einige tausend Klagen zu er-
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weiteren Fusionsvorbereitungen wurden
Investmentbank-Beschäftigte der Dresd-
ner Bank gezielt von der Deutschen Bank
abgeworben. Einige Teams von DKB, die
um ihre Zukunftsperspektiven in der neu-
en Deutschen Bank fürchteten,kündigten
vorsorglich komplett, was zum Wegfall
ganzer Geschäftsbeziehungen für die
Dresdner Bank zu führen drohte. In Tokio
wechselte eine Gruppe von Aktienhänd-
lern zu dem Brokerhaus Lehman Bro-
thers, eine Gruppe von Research- und
Platzierungsspezialisten zu J.P.Morgan.
Die Dresdner Bank setzte darauf bis zu
sage und schreibe 500 Mio. DM an Bo-
nuszahlungen aus, um diese Leute zu hal-
ten. Nachdem Breuer schließlich den For-
derungen seiner Investment Banking-
Leute nach Verkauf von DKB nachgege-
ben hatte,war für den Vorstand der Dresd-
ner das Maß voll.Eine Fusion „unter Glei-
chen“ würde das nicht werden und damit
würde die in diesem Fusionsprozess not-
wendige Loyalität des mittleren Manage-
ments nicht mehr zu halten sein.

Die starke Position der Investment
Banker resultiert aus dem Rückgang der
Margen im traditionellen Einlagen- und
Kredit-Geschäft der Banken und der
wachsenden Bedeutung des Aktienmark-
tes für die direkte Finanzierung von Ka-
pitalexpansion und Firmenübernahmen
(s. Politische Berichte Nr.7/2000). Bei der
Dresdner Bank wurden ca. 45 % des Er-
trages in 1999 aus dem Investmentban-
king erwirtschaftet. Einige der in diesen
Bereichen arbeitenden Angestellten ha-
ben aufgrund der wachsenden Nachfrage
exorbitante Gehälter, die oft an Ge-
schäftsabschlüsse oder Aktienkurse ge-
bunden sind. Nach 6 Jahren Erfahrung
können das durchaus 700.000 bis 800.000
DM im Jahr sein (Financial Times Dtschld
23.3.00) . Zum Vergleich: In der Tarif-
gruppe 7, der Endstufe eines Sachbear-
beiters in der Wertpapierabwicklung,
kommt man bei 13,5 Gehältern auf ca.
75.000 DM im Jahr. Die Organisation die-
ser Bereiche als Profitcenter, wo ganze
Teams bei Nichterfüllung von Forderun-
gen mit Abwanderung unter Mitnahme
ihrer Kundenkontakte drohen können,
kann sich in solchen Krisensituation ge-
gen den eigenen Vorstand wenden. Typi-
sches Zitat aus diesen Kreisen: „Wenn Sie
Loyalität wollen, dann kaufen Sie sich ei-
nen Hund.“ 

Nach Bekanntgabe des Scheiterns war
unter Frankfurts Bankangestellten die
Schadenfreude groß. Wenn auch klar ist,
dass derzeit kein Ende der Fusions- und
Rationalisierungswelle im Bankbereich
abzusehen ist, so hat sich doch gezeigt,
dass größenwahnsinnige Pläne von Bank-
vorständen und insbesondere der Deut-
schen Bank auch einmal scheitern kön-
nen. Zur Zeit läuft von Gewerkschafts-
seite eine Kampagne gegen die Ausdeh-
nung des Börsenhandels in den Feier-
abend und auf die Feiertage. Die Urheber
dieser Pläne sind die gleichen wie die der
geplatzten Fusion.

gst

Nach Regionalwahlen in Italien

Mit Amato weiter in
die soziale Isolierung?
Die Niederlage der regierenden Mitte-
Links-Koalition bei den Regionalwah-
len in Italien übertraf die schlimmsten
Befürchtungen. Der linksdemokrati-
sche Ministerpräsident D’Alema hatte
sogar bis zum Schluss mit einem Erfolg
von zehn zu fünf Regionen zugunsten
der Regierungskoalition gerechnet. Er
lag damit weit weg von den tatsächli-
chen politischen Entwicklungen: Von
den 15 Regionen, in denen gewählt wur-
de,fielen acht an das Rechtsbündnis von
Forza Italia,Alleanza nazionale und Le-
ga Nord. Alle großen Regionen des Nor-
dens – Venetien,Lombardei und Piemont
– gingen wie bisher an die Rechten, und
Ligurien kam noch dazu; desgleichen im
Zentrum die Abruzzen und sogar die Re-
gion um Rom, Latium, die von einem
Rechtsaußen aus Alleanza nazionale re-
giert werden wird. Die Rechte, vor allem
Berlusconis Forza Italia, hat überall da-
zu gewonnen – auch in den traditionell
„roten“ Regionen wie Emilia Romagna
und Toskana. Und im Unterschied zu
früher ging der Erfolg von Forza Italia
diesmal nicht auf Kosten der rechten
Konkurrenten.

Der linksdemokratische Regierung-
schef D’Alema hatte die Wahlen zu ei-
ner Entscheidung über die Regierungs-
politik und zu einem Urteil über  D’A-
lema/Berlusconi erklärt und schwer
verloren. Abgesehen vom Erfolg in der
Region Kampanien, die auf den po-
pulären Linksdemokraten Bassolino
zurückgeführt wird, hat die Regie-
rungskoalition  überall verloren,im pro-
sperierenden Norden wie im Süden.

Die Regierungsparteien um die
Linksdemokraten stehen vor einem
strategischen Scherbenhaufen. Ihre Po-
litik sollte sich nicht grundsätzlich von
den Rechten unterscheiden, aber
gemäßigter daherkommen. Sie wollten
als die besseren Techniker bei der
Führung des Staats dastehen und haben
sich dabei offensichtlich sozial isoliert.
Die Regierungsparteien haben wohl
durchweg Unterstützung eingebüßt –
unter den Mittelklassen wie auch unter
der lohnabhängigen Bevölkerung.

Etwas hinzugewonnen – im Vergleich
zum katastrophalen Europawahlergeb-
nis – hat in der Opposition wieder Ri-
fondazione comunista. Nach dem Aus-
scheiden aus der Regierung im letzten
Spätsommer sah sich Rifondazione in
einer existenziellen Krise. Die sieht die
Parteiführung mit der wieder gewach-
senen Wählerzustimmung im Norden
überwunden.

Als „unverzichtbar, aber nicht aus-
reichend“ wird die heutige politische
Rolle der Partei eingeschätzt. Schwer-
punkte der nächsten Zeit sollen soziale
Initiativen wie Erhöhung von Minde-

strenten und Niedriglöhnen sein.
Ganz anders navigieren die Regie-

rungsparteien: Statt einer Abgrenzung
von den Rechten und eigenen Initiativen
auf sozialem Feld wollen sie mit einem
neuen Ministerpräsidenten und mit ei-
ner Änderung des Wahlrechts bis zu den
nächsten regulären Parlamentswahlen
2001 durchhalten und die von den Rech-
ten geforderten sofortigen Neuwahlen
unbedingt verhindern. Ausgerechnet
das Wahlrechtsreferendum im Mai –
Ziel: Einführung eines reinen Mehr-
heitswahlrechts durch Abschaffung der
noch bestehenden Elemente von Ver-
hältniswahlrecht – soll ihnen das Über-
leben an der Regierung bei der nächsten
Wahl sichern.

Viele Kritiker, z.B. aus dem gewerk-
schaftlichen Lager, halten das ange-
sichts der erfolgreichen Blockbildung
der Rechten für eine falsche, selbstmör-
derische Strategie.

Ebenso die Nominierung ausgerech-
net Giuliano Amatos zum Nachfolger
des Ex-Kommunisten D’Alema. Amato
ist ein Signal an das bürgerliche Lager,
wo er der Mitte-Links-Koalition Luft
verschaffen soll. Amato – viele Jahre die
graue Eminenz hinter Bettino Craxi und
später selber einige Jahre Ministerprä-
sident – steht für Antisoziales und An-
tigewerkschaftliches: die Abschaffung
des automatischen Lohnausgleichs
Scala mobile, Renten- und Lohnkür-
zungen, Haushaltseinschnitte à la Maa-
stricht usw. In der Regierung D’Alema
hat er als Schatzminister die Rolle des
marktradikalen Antreibers gespielt.
Noch vor wenigen Tagen hat er seine Ex-
perten im Ministerium einen neuerli-
chen Vorstoß für die Erleichterung von
Kündigungen vortragen lassen und da-
mit das umstrittene einschlägige Refe-
rendum im Mai gestützt. Dort steht fak-
tisch die totale Kündigungsfreiheit zur
Abstimmung: die Arbeitgeber sollen von
der Verpflichtung befreit werden, Kün-
digungen überhaupt begründen zu müs-
sen.

Und diese Entscheidung für Amato
ist möglicherweise auch eine Vorent-
scheidung über den Spitzenkandidaten
der Mitte-Links-Koalition für die Wahl
2001! Der Fortgang der sozialen Erosi-
on der Regierungsparteien um die
Linksdemokraten ist damit absehbar.
Viele, auch im kritischen Bereich der
Gewerkschaften, suchen nach einem
Ausweg.Ein Vorschlag heißt: Bei den Re-
ferenden im Mai alle Kräfte auf die Ab-
wehr der totalen Kündigungsfreiheit
richten, weil es in dieser Frage – auch im
Norden – die Chance auf soziale Mehr-
heiten gibt. Und diese Auseinanderset-
zung mit dem Kampf um soziale Grun-
drechte für alle verbinden, auch für den
wachsenden Bereich der prekär Be-
schäftigten. Insgesamt: Auf sozialem
Feld Initiativen entwickeln und nicht
die gemäßigte Variante der Rechten sein
wollen.

rok
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Kampf um Ölkonzerne in Osteuropa 
Der ungarische Energiekonzern MOL hat
nun offiziell den Zuschlag für eine Betei-
ligung an der slowakischen Raffinerie
Slovnaft erhalten: MOL wird für 262 Mill.
Dollar (274 Mill. Euro/3,8 Mrd. S) 36,2
Prozent an Slovnaft erwerben. Der ent-
sprechende Vertrag mit dem Slovnaft-
Mehrheitseigentümer Slovintegra ist
schon unterzeichnet worden.

MOL hat damit den österreichischen
OMV-Konzern,stärkster Wettbewerber in
Mittel- und Osteuropa und Mitbieter um
die Slovnaft, ausgestochen. Die neue Al-
lianz aus den beiden Nachbarländern will
nach Österreich und Südpolen expandie-
ren. Angeblich versucht nun die OMV ih-
rerseits, den Angriff durch einen Einstieg
bei der MOL abzuwehren. Der Kaufpreis
für das Slovnaft-Paket entspricht rund
dem Dreifachen des Börsekurses. 150
Mill. Dollar werden durch eine Kapita-
lerhöhung erworben. MOL hat gleichzei-
tig eine Option auf die Mehrheit von 50
Prozent plus einer Aktie, die nach zwei
Jahren ausgeübt werden kann, erworben.
Analysten betonten, daß MOL mit dem
Einstieg bei Slovnaft die Raffinerie,Tank-
stellen sowie Zugang zu den Märkten Po-
lens und Österreichs erhalte. Die Beteili-
gung sei zwar teuer, allerdings seien ab
2001 Gewinne zu erwarten und die Wachs-
tumschancen seien gut, meinen die Ana-
lysten. Janos Csak,Vorstandsdirektor von
MOL, betonte in einer Aussendung, daß
sich der Konzern mit Slovnaft in einem
vielversprechenden Wachstumsmarkt po-
sitioniere. Die Transaktion sei ein we-
sentlicher Schritt und der Beginn einer
Strategie, die MOL zu einer treibenden
Kraft in der Region mache. Zusammen
halten MOL und Slovnaft 36 Prozent am

Ölproduktenmarkt in Ungarn und 38 Pro-
zent in der Slowakei. Slovnaft besitzt 360
Tankstellen, MOL 447, davon 390 in Un-
garn. Was nach einem Abwehrkampf der
regionalen ungarischen Industrie gegen
eine österreichische Übermacht aussah,
entpuppt sich jedoch schnell als ein
Kampf zwischen deutsch-östereichischen
und amerikanischen Konzernen.Denn die
in hohen Schulden steckende MOL hätte
sich den Übernahmedeal gar nicht leisten
können, wenn sie nicht von außen ge-
sponsert worden wäre  Die amerikani-
schen J.Morgen-Bank hat ein kurzfristi-
ges 300- Mio.-$-Überbrückungspakets,
für den ungarischen Käufer geschnürt.
Später ist die Umwandlung dieser Ver-
bindlichkeit in ein klassisches Darlehen
vorgesehen. (Quelle: versch. Tagesztg.)

Rumänische Ölindustrie expandiert
nach Kasachstan
Die rumänische nationale Ölgesellschaft
SNP Petrom sucht international Geldge-
ber, die ihr Vorhaben, stärker auf den Öl-
markt in Kasachstan  aufzutreten , unter-
stützen. Bis Ende  2000 will Petrom eine
Reihe neuer Ölfelder erschließen. Schon
1999 hat SNP die Ölfelder Aktas und
Turkmenoy im Westen Kasachstans er-
worben und sich Kauf-Optionen auf das
Jusali-Ölfeld  verschafft.
Der Generalmanager von SNP Ioan Popa
verspricht hohe Profite aus den Ölfeldern
Kasachstans.Natürlich ist die noch staat-
liche rumänische Ölindustrie nicht
selbstständig in ihren Handlungen. Hin-
ter SNP steht die Beraterfirma  ABN AM-
RO-Rothschild, die die Aufgabe hat, die
staatliche Ölindustrie Rumäniens zu pri-
vatisieren. Die Suche nach ausländischen
Kapitalgebern soll ein erster Schritt in

diese Richtung sein. (Quelle:
CEO)

BMW nach Ungarn
Die Bayerische Motorenwerke AG er-
wägt nach dem Verkauf der Rover-Wer-
ke in Großbritannien Investitionen in
Ungarn, bestätigte BMW-Vorstandsvor-
sitzender Joachim Milberg gegenüber
der Presse. Es waren bereits früher Ge-
spräche mit ungarischen Regierungsver-
tretern geführt worden. Der ungarische
Ministerpräsident Viktor Orbán besuch-
te kürzlich Bayern, und im Rahmen die-
ses Besuches verhandelte der deutsche
Automobilkonzern bei einem Geschäfts-
abendessen erneut über Investitions-
möglichkeiten. Orbán wurde auf seiner
Reise von Finanzminister Zsigmond
Járai und Wirtschaftsminister György
Matolcsy begleitet. Ungarn sei einer der
möglichen Standorte für die Produktion
der neuen Kleinwagen von BMW, so Mil-
berg. Aufgrund der Gespräche mit den
ungarischen Regierungsvertretern er-
scheint Tatabánya als der bisher geeig-
netste Standort für BMW. Die Stadt hat
dem deutschen Autokonzern bereits
Steuervergünstigungen für 2 Jahre in
Aussicht gestellt.( Quelle: BZ)

Auch Eier-Pohlmann geht
nach Ungarn
Anton Pohlmann, in Deutschland wegen
Verstöße gegen das Tierschutzgesetz ver-
urteilt, will Ungarn erobern - mit groß
angelegten Hühner-Farmen. Eine Groß-
anlage im Komitat Tolna ist schon ge-
nehmigt worden. Dieses Vorhaben
schlägt hohe Wellen und beschäftigt
mittlerweile mehrere Ministerien - und
auch den Zivilen Geheimdienst. János
Martonyi,der ungarische Außenminister,
wies in einem Brief an Landwirtschafts-
minister József Torgyán darauf hin, dass
die Agrarverhandlungen mit der Eu-
ropäischen Union ungünstig beeinflusst
würden, falls Pohlmann im Komitat Tol-
na seine Hühner-Farmen errichten könn-
te. Deshalb beantragte das Außenmini-
sterium,dass der Zivile Geheimdienst die
Hintergründe dieses „undurchsichtigen
Vorhabens“ überprüft. Die Großinvesti-
tion von Pohlmann wurde zunächst aus
wirtschaftlichen Aspekten kritisiert: Sie
gefährde die Existenz der ungarischen
Eierproduzenten. Dann hat sich auch die
Erkenntnis durchgesetzt: Die Tatsache,
dass Pohlmann solch eine Produktions-
technologie nach Ungarn installieren
will, die in der EU schon verboten ist,
könnte das Ungarn im Ausland schwere
Imageverluste bringen. Und gerade vor
dem Beginn der Agrarverhandlungen
wäre dies fatal (Quelle: wtu)
Quellenangaben: CEO: Central Europe
Online (www.centraleurope.com – BZ:
Budapester Zeitung (www. budape-
ster.hu) – Wtu: Wirtschaftsdienst Ungarn
(www.consultants.de/wtu/index.htm)

Zusammenstellung: hav

Einige hundert Menschen haben am 17. April in der tschechischen Hauptstadt
Prag gegen die Politik von IWF, Weltbank und WTO protestiert. Unmittelbarer
Anlass war die Sitzung des IWF in Washington, die dort ebenfalls mit massiven
Protesten begleitet wurde. Die Aktion in Prag kann man als eine Art Auftakt-
veranstaltung ansehen. Denn vom 25. bis 29. September soll die 55. Jahresta-
gung von IWF/Weltbank in Prag stattfinden.

PPrrootteessttee 
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Mit massiver Kritik an der rot-grünen
Bundesregierung fanden 60 „Ostermär-
sche“ und Kundgebungen der Friedens-
bewegung statt. (Bild: Hamburg) Die in-
haltlichen Schwerpunkte waren die Er-
innerung an den völkerrechtswidrigen
Krieg gegen Jugoslawien, die Forderung
nach einem Rüstungsexportverbot in
die Türkei sowie die Ablehnung eines
Waffendienstes für Frauen. Während in
den vergangenen Jahren viele SPD-Un-
terbezirke und Grünen-Kreisverbände
aktiv und demonstrativ die Ostermär-
sche unterstützt hatten, gehört solche
Zusammenarbeit mit der Friedensbe-
wegung dieses Mal eher zu den Ausnah-
men. Berichte dazu auf der Homepage
der Friedenskooperative:

VVN protestiert: Verfassungsschutz-
bericht ist „schlicht unwahr“
BERLIN. In einem Offenen Brief an In-
nenminister Schily schreibt die Vereini-
gung der Verfolgten des Naziregimes –
Bund der Antifaschistinnen und Antifa-
schisten – VVN-BdA am 13. April u.a.:
„Von Ihnen hätten wir eigentlich erwar-
tet, dass Sie endlich Schluss machen mit
der immer wiederkehrenden Diskrimi-
nierung der VVN-BdA in den Verfas-
sungsschutzberichten.Aber auch Sie ver-
öffentlichen jetzt Behauptungen über die
VVN-BdA, die schlicht unwahr sind und
viele Menschen, die – wie die älteren Mit-
glieder unserer Organisation – gegen den
deutschen Faschismus gekämpft und un-
ter ihm gelitten haben, tief kränken müs-
sen. Die Lehre, die diese älteren Mitglie-
der – die Gründungsgeneration der VVN-
BdA – aus dem Aufkommen des Faschis-
mus gezogen haben, ist vor allem: Anti-
faschismus ist demokratisch oder er ist
kein Antifaschismus. Er darf niemals die
Demokratie gering achten. Der Hitler-
Faschismus ist niemals nur eine andere
Herrschaftsform des Kapitals. Faschis-
mus und bürgerliche Demokratie sind
nicht „gleichermaßen“ – wie Sie schrei-
ben lassen – eine Herrschaftsform des
Kapitalismus, der von Antifaschisten zu-
vörderst zu bekämpfen sei. Der Faschis-
mus ist zu bekämpfen. Über seine Bezie-
hungen zum Kapitalismus bestehen un-
ter Antifaschisten, auch unter Mitglie-
dern der VVN-BdA, verschiedene Auffas-
sungen. Wir lassen uns dazu keine Ein-
heitsmeinung aufzwingen,aber auch kei-
ne diesbezügliche Meinung verbieten,die
auf den dominierenden Einfluss maßge-
bender Teile der wirtschaftlich Mächti-
gen auf die faschistischen Herrscher hin-
weist und die Nutznießerschaft von Ban-
ken und Konzernen an Unterdrückung
und Krieg thematisiert ... Sie haben die
Bürgerinnen und Bürger aufgefordert,
über Rechtsextremismus und Rassismus
und die daraus resultierenden Gewaltta-
ten nicht hinwegzusehen, sondern sich
dagegen zu engagieren. Das können wir

nur begrüßen.Ein solcher Aufruf wird je-
doch unglaubwürdig, wenn gleichzeitig
jene Menschen,die das seit langem als ih-
re vordringliche Aufgabe sehen und fast
täglich danach handeln, als Verfassungs-
gegner hingestellt werden.“

www.vvn-bda.de/bund

Kinderklinik Jena wird umbenannt
JENA. Die Kinderklinik der Friedrich-
Schiller-Universität Jena wird den Na-
men ihres früheren Direktors Jussuf
Ibrahim wegen dessen Verstrickung in die
nationalsozialistische Kindereuthanasie
ablegen. Dies beschloss der Senat im
April, nachdem eine im November einge-
setzte Wissenschaftler-Kommission be-
lastende Dokumente und Zeitzeugenbe-
richte vorgelegt hatte. Danach sind ins-
gesamt sieben Fälle schwerstgeschädig-
ter Kinder bekannt, die zwischen 1941
und 1945 unter der Verantwortung des
Arztes in ein Krankenhaus des benach-
barten Ortes Stadtroda überwiesen und
dort getötet wurden. AFP, bz 19. April

Lichterkette nach Brandanschlag
DORFEN. Fünf Tage nach dem Brandan-
schlag auf ein Sozialheim in der 13.000
Einwohner-Gemeinde Dorfen (Land-
kreis Erding) haben am 20. April fast
1000 Menschen bei einer Lichterkette ih-
re Solidarität mit den Opfern bekundet.

In dem Heim leben 19 Sozialhilfeem-
pfänger und Menschen ohne deutschen
Pass. Nur weil zwei von ihnen in der
Nacht das Feuer sofort entdeckten und
löschten, ist nichts Schlimmeres passiert.
Acht Jugendliche, teilweise aus der Na-
zi-Szene, sind inzwischen inhaftiert.
„Wenn wir noch einmal pennen, können
wirklich Menschen brennen“, lautete ein
Transparent auf der Demonstration.
Franz Müller von der „Weißen Rose“ rief
zu mehr Zivilcourage auf. tz, sz 22. April

Tagung mit kurdischen Flüchtlingen
STUTTGART. „Wir wollen uns nicht ab-
schieben lassen. Flüchtlinge schützen.
Abschiebungen verhindern“, unter die-
sem Motto führte das Zukunftsforum
Stuttgarter Gewerkschaften und die
Gruppe „Kein Mensch ist illegal“ am 7.
April einen Kongress mit kurdischen
Flüchtlingen durch. Unterstützerinnen
und Unterstützer aus zehn Städten Ba-
den-Württembergs diskutierten im Ab-
schlussplenum (etwa 50 Menschen) mit
den Flüchtlingen die Ergebnisse der bei-
den Arbeitsgruppen. Fazit: Die ehemals
landesweit vernetzten Gruppen gegen
Rassismus und Abschiebung haben sich
in einzelne Initiativen aufgelöst, die jetzt
aus eigener Kraft nur schwer als politi-
sche Kraft wirksam werden können.Mit-
te Mai soll ein Treffen stattfinden zur Bil-
dung einer landesweiten Organisation
der Initiativen. Diese soll auch Möglich-
keiten der Zusammenarbeit mit nach wie
vor sehr breit vorhandenen kirchlichen
Asylgruppen ausloten. heb

Weg mit dem rechten Sound-Dreck!
KÖLN. Von Ende April bis Juli finden in
Köln mehrere Veranstaltungen zum The-
ma „Rechtsrock“ statt. Organisiert von
der Kölner Antifa K gibt es Hinter-
grundinformationen und Diskussionen.
Während der Kampagne werden zahlrei-
che Aktionen zu Nazi-Bands und -Ver-
sandhandel in der Region stattfinden.
Geplant ist auch eine Demonstration ge-
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gen die Drahtzieher des braunen Musik-
geschäftes. In dem Kampagnen-Aufruf
heißt es u.a.„Lieder dieser Richtung wer-
den inzwischen in Auflagen von bis zu
10000 Stück produziert, Vertriebe von
rechtsradikaler Musik, natürlich mit da-
zugehörigem Krimskrams wie T-Shirts,
Gürtelschnallen und Aschenbecher, ha-
ben Umsätze in Millionenhöhe. Augen-
scheinlich wird die gewachsene Bedeu-
tung rassistischer Musik für die Szene
auch an dem internationalen Neonazi-
Netzwerk „Blood’n Honour“. Von ihnen
verdeckt organisierte Nazi-Konzerte fin-
den mit bis zu 2000 Teilnehmern statt. In
fast jedem europäischen Land gibt es
mittlerweile eigene Gruppen. Die Mit-
glieder entstammen den verschiedensten
rechten Vereinigungen und Kamerad-
schaften, dabei dient das „musikalische
Netzwerk“ als länderübergreifende Or-
ganisation im Hintergrund. Doch auch
Parteien wie die NPD profitieren vom
Geschäft und machen ihren Einfluss gel-
tend.“  Weitere Informationen zur Kam-
pagne: www.is-koeln.de/antifakoeln

Das Ruhrgebiet stellt sich quer –
Kein NPD-Aufmarsch am 6. Mai
ESSEN.Für den 6.Mai ruft die NPD zu ei-
ner Demonstration nach Essen auf. Das
„Bündnis gegen Rechts“ hat bereits ein
erstes Flugblatt herausgegeben und
sucht derzeit weitere Unterstützer; die
Gegenaktivitäten werden breit angelegt
und sollen möglichst viele gesellschaftli-
che Kräfte umfassen. Der NPD-Aufruf
hat ausgerechnet die Überschrift „Gegen
Massenarbeitslosigkeit und Sozialab-
bau“. Das ist pure Sozialdemagogie, die
als Vehikel zur Verbreitung rassistischer
Positionen dient („Arbeitsplätze für
Deutsche“). Entsprechend wendet sich
die NPD gegen „internationalistische
Konzerne“ – das RWE und Thyssen-
Krupp sind also anscheinend kein Pro-
blem – und gegen „Überfremdung. Dass
sie das Thema „Greencard“ aufwirft und
der CDU lediglich vorwirft, sie meine es
nicht ernst, kann angesichts der Vorlage
von CDU-Spitzenkandidat Rüttgers
nicht verwundern. Um bereits im Vorfeld
zu versuchen, den Aufmarsch zu verhin-
dern, will das „Bündnis gegen Rechts“
mehrere Kundgebungen und Demonstra-
tionen anmelden. Lokalberichte Essen

Neonazi in Erfurt verhaftet
ERFURT. Nach dem Anschlag auf die Er-
furter Synagoge wurde ein erster Tatver-
dächtiger festgenommen. Fingerab-
drücke auf dem „Bekennerschreiben“
seien mit denen des Verhafteten iden-
tisch, erklärte die Polizei. Der 18-Jähri-
ge, der dem rechtsextremen „Bund Deut-
scher Patrioten“ angehört, sei schon ein-
schlägig vorbestraft. Am Donnerstag vor
Ostern war auf die Synagoge ein Brand-
anschlag verübt worden, der wie die
Staatsanwaltschaft und das Landeskri-
minalamt anfänglich meinten, von Kräf-
ten aus der linksextremen Szene verübt
worden sei,um einen rechtsextremen An-
schlag vorzutäuschen. abe

Fachtagung am 17./18. Juni in Mün-
ster: Städte nehmen Deserteure auf
MÜNSTER. In der Einladung von Connec-
tion e.V. heißt es: „Mit dem Baseler Ap-
pell wurden 1995 Kommunen in ganz Eu-
ropa aufgefordert, Deserteure und
Kriegsdienstverweigerer insbesondere
aus dem ehemaligen Jugoslawien aufzu-
nehmen. Es entstanden daraufhin in
Deutschland Initiativen, die bei ihren
Kommunen Bürgerbegehren einreichten.
Einige Städte,wie z.B.München,Bremen,
Erfurt und Jena, fassten schließlich ent-
sprechende Beschlüsse. Es stellte sich al-
lerdings schnell heraus, dass damit kein
Deserteur oder Kriegsdienstverweigerer
wirklich vor der Abschiebung geschützt
werden konnte. Die Ausländerbehörden
verwiesen auf die bundesrechtliche Re-
gelung und die Weisungsgebundenheit
durch die Innenministerien. Aufgrund
dieser Erfahrungen versuchte das
„Bündnis 8. Mai“ in Münster einen an-
deren Weg zu gehen. Dieser wendet sich
zwar an Deserteure und Kriegsdienst-
verweigerer aus allen Kriegsgebieten, al-
lerdings müssen sie sich bei Einladung
durch die Stadt noch im Ausland befin-
den. Zugleich sollte die Stadt für die Ko-
sten des Aufenthalts aufkommen. Dieses
Verfahren schien praktisch umsetzbar zu
sein, da es mit den Regelungen des Aus-
ländergesetzes korrespondiert. Schließ-
lich kam die Stadt Münster dem Bürger-
antrag nach. Weitere ähnlich lautende
Beschlüsse gibt es inzwischen aus Os-
nabrück, Bonn, Freiburg, Rostock und
Göttingen. Tatsächlich gelang es im
Herbst 1999,zwei Kriegsdienstverweige-
rer aus der Bundesrepublik Jugoslawien
nach Münster einzuladen. Sie haben der-
zeit eine Aufenthaltsbefugnis. Damit
hatte die Stadt Münster ein politisches
Signal gesetzt.“

Geplanter Ablauf: Am 17.Juni (Beginn
11 Uhr) werden u.a. Milan O. und Zoran
P. über ihre Kriegsdienstverweigerung in
der Bundesrepublik Jugoslawien, ihre
Flucht nach Deutschland und die ersten
Erfahrungen in Münster berichten. Rudi
Friedrich von Connection e.V. wird an
verschiedenen Beispielen auf die Situa-
tion von Deserteuren und Kriegsdienst-

verweigerern in der Türkei und BR Jugo-
slawien eingehen, weitere Beiträge be-
handeln die rechtliche Situation. Am 18.
Juni (9 Uhr) berichtet Dr.Wolfgang Men-
zel, Freiburg, von Städtetagsbeschlüssen
und fasst bisherige Erfahrungen zusam-
men. Danach offene Diskussionsrunde.

Aus den Themen geht nicht hervor, wie
die Veranstalter die beiden folgenden
Probleme einordnen: 1. Desertion ist in
Deutschland strafbar und gerade jetzt
stehen viele vor Gericht wegen Aufruf zur
Desertion. 2. Deutschland ist Kriegspar-
tei im Angriffskrieg gegen Jugoslawien,
hat also Interesse an der Zersetzung der
jugoslawischen Armee, z.B. durch Deser-
tion und Verweigerung. Wollen und kön-
nen die Bürgeranträge diese d e u t s c h e
militaristische Politik durchbrechen?

Tagungsort: Franz-Hitze-Haus, Kar-
dinal-von-Galen-Ring 50, 48149 Mün-
ster. Anmeldung: Connection e.V., Ger-
berstr. 5, 63065 Offenbach, Tel.-Nr. 069-
82 37 55 34, Fax: 82 37 55 35. E-mail:
Connection.eV@t-online.de. www.dfg-
vk.de/aktionen/ver067.htm baf

FREIe HEIDe – 60. Protestmarsch 
NEURUPPIN. Seit acht Jahren ruft eine
Bürgerinitiative zum Protest gegen die
Nutzung der Kyritz-Ruppiner Heide
(Wittstocker Heide) als Bombodrom der
Bundeswehr auf. Tornadobomberpiloten
wollen hier ihre Übungsbomben abwer-
fen. Schon vor 1989 diente die Heide der
sowjetischen Armee als Übungsgelände.
Die FREIe HEIDe kämpft um das 142
Quadratkilometer große Gebiet, um es
den anliegenden Gemeinden zu übereig-
nen, die es als Erholungs- und Touristen-
gebiet nutzen könnten. Heute Bundes-
verteidigungsminister, gestern Wahlver-
sprecher, Rudolf Scharping, hatte 1994
als Kanzlerkandidat in der Heide erklärt:
„Dieser Bombenabwurfplatz ist unnötig!
Wenn die SPD regiert,wird das hier nicht
mehr Truppenübungsplatz sein.“ Dies-
mal jedoch war Scharping nicht mit von
der Partei. Der Kampf um die zivile Nut-
zung der Heide geht allerdings auch mit
einer SPD-Regierung weiter.Noch nichts
ist gelöst, und so richten sich die Prote-
ste der Teilnehmer des Jahres 2000 vor al-
lem gegen die Außen- und Militärpolitik
der Bundesregierung. Pfarrer Benedikt
Schirge, Sprecher der Bürgerinitiative,
erklärte vor den Versammelten, darunter
Vertreter der PDS und Grünen, dass
Scharping sich für den 5.Juni diesen Jah-
res nichts vornehmen solle. Denn an die-
sem Tage gedenkt die Initiative, ihn in
Berlin zu besuchen und an sein Verspre-
chen zu erinnern. Mit einem Fußmarsch
von Neuruppin über Schwante und Ber-
lin-Spandau will die Bürgerinitiative
nachhaltig auf ihre Forderungen auf-
merksam machen. Christian Ströbele,
MdB/Grüne, erklärte, dass es „ein ver-
hängnisvoller Irrtum gewesen sei, 1998
nach dem Wahlsieg der SPD und Bünd-
nisgrünen zu glauben,dass Rot-Grün Os-
termärsche sich erübrigen.“ abe
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A us einer Vielzahl von Berichten in
den kleinen linken Lokalzeitun-
gen, auf die sich die Berichter-

stattung der Politischen Berichte stützt,
kristallisiert der Kampf um Produkti-
onsbedingungen und Verteilung/Zutei-
lung öffentlicher Güter als prägendes
Element der politischen Kämpfe in den
Kommunen und Regionen heraus.Wir ha-
ben vier Beiträge zusammengestellt, die
auf verschiedene Seiten der verwickelten
Konflikte abheben, sowie einen Bericht
vom Zukunftsforum Gewerkschaften
Rhein-Neckar, der Handlungsmöglich-
keiten erörtert.

München, Tarifflucht. Die Gewährlei-

stung des Nahverkehrs durch die Ge-
meinde führte, so wie in anderen Berei-
chen des öffentlichen Dienstes auch, zu
einer großen Konzentration von Beschäf-
tigten, die gute Möglichkeiten für die ge-
werkschaftliche Organisation bietet. So
konnte es der ÖTV gelingen, eine ange-
messenere Bezahlung für schwere, bela-
stende Arbeiten durchzusetzen; auch die
„soziale Verantwortung“ der „öffentli-
chen Hand als Arbeitgeber“ hat dabei ei-
ne gewisse Rolle gespielt. Je mehr die Öf-
fentliche Hand nur als Auftraggeber auf-
tritt, um so schwächer wirkt die Verant-
wortung. Je mehr die Einrichtungen zer-
gliedert werden, um so schwerer hat es
die Gewerkschaft. Längst ist z.B.. die

Ausgliederung der Reinigungsdienste
aus dem Tarif in den meisten öffentlichen
Einrichtungen Tatsache. Aber mit dem
Angriff auf die Beschäftigten der Ver-
kehrsbetriebe trifft man auf oft hoch or-
ganisierte, der Sache nach äußerst wir-
kungsvoll streikfähige Belegschaften.

Mannheim,Ausgrenzung.Die Gestaltung
der Städte erzwingt die Teilnahme am öf-
fentlichen Personennahverkehr. Der Per-
sonennahverkehr wird mischfinanziert,
teils wie ein öffentliches Gut durch die
Steuer, teils wie ein Marktgut durch Prei-
se. Wer nicht zahlen kann, wird von der
Teilnahme ausgeschlossen. Der in vielen
Städten übliche „Sozialpass“ anerkennt,

Aus dem Münchner Rat

Mutter-Tochter-Modell
für niedrigere Bezah-
lung des Personals
Am 9. Februar fand ein Expertenhearing des
Münchner Stadtrates zur Neustrukturierung
der städtischen Verkehrsbetriebe statt. Un-
ter der Schlagzeile „Mutter-Tochter-Modell
ermöglicht niedrigere Fahrerlöhne – Erste
Erfahrungen liegen vor“ stellt der Bayeri-
sche Städtetag in seinem jüngsten Informa-
tionsbrief das auf diesem Hearing vorge-
stellte Konzept vor. Darin ist der Dreh- und
Angelpunkt die Frage, wie kann das Lohnni-
veau bei den städtischen Betrieben auf das

Niveau der privaten Unternehmen gedrückt
werden. Hier liegt ein Lohngefälle  je nach
Tarifvertrag zwischen 30 und 50 Prozent vor.
Für die ÖTV stellt sich hier auch die Frage,
ob die Erfolge in der Tarifpolitik nun durch
einen Federstrich beseitigt werden.

Aus der Sicht der Geschäftsführung der
Münchner Stadtwerke GmbH ergibt sich
aus diesem Lohngefälle zu den privaten
Unternehmen ein Wettbewerbsnachteil,
wenn billigere Anbieter das Recht erhal-
ten, ihre Dienstleistungen in München
anzubieten. Drastisch formuliert stellt
sich für die Geschäftsführung sogar die
Frage, ob die Stadtwerke überhaupt
überleben können, wenn sie sich nicht
den neuen Bedingungen anpassen, die
„der Markt diktiert“.

Heiß umkämpft: 
Öffentliche Güter

Um dieses Problem zu bewältigen,
biete sich nun eine Neuorganisation nach
dem sog. Mutter-Tochter-Modell an. Das
städtische Verkehrsunternehmen grün-
det eine Tochtergesellschaft, die den öf-
fentlichen Personennahverkehr betreibt.
Die Streckeninfrastruktur (z.B. Gleise)
und das bisherige Fahrpersonal verblei-
ben bei der Stadtwerke-Mutter, während
das operative Geschäft auf die Tochter
ausgelagert werde. So könne die Tochter
neue Lohntarifverträge mit niedrigerer
Bezahlung für das neu eingestellte Fahr-
personal abschließen. Das alte Personal
leihe die Werkemutter zu niedrigeren
Preisen an das Tochterunternehmen aus.
Die Differenz werde aus dem Stadtsäckel
bezahlt. Diese Konzeption erinnert ir-
gendwie schon an Praktiken, wie sie in
der Privatwirtschaft mit Outsourcen und
Leiharbeitsfirmen schon lange betrieben
wird. Nur mit dem Unterschied, dass das
„alte Personal“ seinen Besitzstand an-
geblich sichern könne, indem aus dem
„Stadtsäckel“ die Differenz bezahlt wer-
de. Ob solch eine Konstruktion dem
strengen Blick der Wettbewerbswächter
Stand halten wird, steht auf einem ande-
ren Blatt.

Beim Hearing zeigten die Chefs der
Hamburger Hochbahn und der Berliner
Verkehrsbetriebe – nach diesem Bericht
im Informationsbrief des Städtetages –
eindrucksvoll auf,dass sie diesen Weg be-
reits erfolgreich eingeschlagen haben.
Hamburg habe sich für die Neustruktu-
rierung fünf Jahre Zeit gegeben. Danach
werden die Busfahrer ca. 6.000 Mark
jährlich weniger in ihrer Lohntüte vor-
finden. Zugleich würden die Wochen-
stunden von 37 auf 39 erhöht.

Die Berliner Verkehrsbetriebe wollen
im Jahr 2007 wettbewerbsfähig sein. Die
Fahrer bei der neugegründeten Fahr-
dienst-Tochter müssten 192 Arbeitsstun-
den pro Monat bei einem Einstiegslohn
von 16,43 Mark arbeiten. Für den Wech-
sel von den Verkehrsbetrieben zur Toch-
ter würden Abfindungen von rund
100.000 Mark pro Person gezahlt.

Während der Chef der Münchner Ver-
kehrsbetriebe keine Alternative zu die-
sem Konzept sieht, gibt es nur Kritik an
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dass ein solcher Ausschluss Qualität und
Chancen des Lebens einschneidend be-
einträchtigt. Die Pläne zur Abschaffung
nehmen dem ÖPNV ein Stück mehr den
öffentlichen Charakter und stoßen die
Zahlungsunfähigen aus der Öffentlich-
keit.

Hochschulen, soziale Selektion. Der freie
Zugang zu den Bildungseinrichtungen ist
ein wichtiger Bestandteil der Demokra-
tie, hier schneiden sich politische Rechte
mit sozialen. Wird – zusätzlich zu den
Diskriminierungen, die durch den Fami-
lienhintergrund gegeben sind – direkte
Zahlung von Gebühren durchgesetzt,
wird die Hochschule und ihre Ausgestal-

tung entpolitisiert, ihre Gestaltung wird
zur Privatsache zwischen den zahlungs-
fähigen/willigen Nachfragern und An-
bietern. Faktisch wird dadurch die Aus-
nutzung dieser Einrichtungen durch
Menschen mit Hintergrund begünstigt,
besonders unverschämt ist, dass im Ver-
hältnis zu den Gesamtkosten, die nach
wie vor die Öffentlichkeit trägt, ganz
kleine Summen genügen, um viele aus-
zuschliessen.

Kiel, Ausverkauf. Das öffentliche Eigen-
tum ermöglicht den Kommunen, gestal-
tend in das Wirtschaftsleben einzugrei-
fen.So durch die Grundstückswirtschaft,
so aber auch durch die Preisgestaltung

der Energieversorgung. Dazukommt,
dass den städtischen Haushalte eine
Mischkalkulation ermöglicht wird: Er-
lösstarke Sektoren subventionieren er-
lösschwache. Erlösstarke Sektoren eige-
nen sich vorzüglich zur Privatisierung,
aber die Haushaltssanierung, die durch
solche Veräußerungen – vielleicht – erzielt
wird, opfert strategische Interessen, die
Entwicklung einer auf Nachhaltigkeit
angelegten Infrastruktur bleibt auf der
Strecke.

Zukunftsforum Gewerkschaften Rhein-
Neckar:YELLOW-Strom und die Folgen
für Arbeitsplätze, Umwelt und die Stadt.

maf

diesen „eindrucksvollen“ Plänen aus den
Reihen der ÖTV. So warnte der bayeri-
sche ÖTV-Vorsitzende Wendl vor einer
Zweiklassengesellschaft,die nicht gut sei
für das Betriebsklima und die Motivati-
on in diesem Unternehmen. dil

Unterschriftensammlung

Arbeitsloseninitiative
Mannheim setzt sich
für Sozialpass ein
In den Haushaltsberatungen der Stadt
Mannheim wurde auf Antrag der Mannheimer
CDU beschlossen, den Sozialpass abzu-
schaffen und durch einen sogenannten Fa-
milienpass zu ersetzen. Die Arbeitslosen-
initiative führt dagegen vom 26. April bis 8.
Mai eine Unterschriftensammlung an Info-
ständen durch.

Eine der wichtigsten Regelungen für Be-
troffene waren die Ermäßigungen im öf-
fentlichen Personennahverkehr: Sozial-
passberechtigte erhielten einen um 50 %
vergünstigten Monatsfahrschein für das
Stadtgebiet Mannheim. Erste spürbare
Folge des mit CDU-Mehrheit durchge-
peitschten Beschlusses war die Abschaf-
fung dieses ermäßigten Monatstickets.
Ab 1. Mai sollen Sozialpas-
sberechtigte den vollen Preis
in Höhe von 76.– DM zahlen,
der demnächst wahrschein-
lich auf 79.– DM erhöht wer-
den wird.

Bereits der bisher zu ent-
richtende ermäßigte Preis
von 38.– DM konnte von vie-
len Bedürftigen gar nicht
aufgebracht werden. Sozial-
hilfebezieher erhalten einen
Regelsatz von momentan
548.– DM im Monat, der da-
rin enthaltene „Fahrtko-
stenanteil“ ist so gering,dass
nur ein Bruchteil davon für
ein Monatsticket ausgege-
ben werden kann – wenn
überhaupt. Allein durch die
Nichtanpassung der Regel-

sätze der Sozialhilfe an die Teuerungsra-
te besteht ein Nachhol-, sprich Er-
höhungsbedarf der Sozialhilferegelsätze
um knapp 20 Prozent. Anders ausge-
drückt: Das heutige Niveau der Sozial-
hilfe liegt unterhalb des lebensnotwen-
digen Bedarfs und schützt nicht mehr vor
Armut.

Die Notwendigkeit der Aufrechterhal-
tung ermäßigter Tickets im öffentlichen
Verkehr sowie des Ausbaus der bisheri-
gen Sozialpassregelung (mit Einführung
einer Einkommensgrenze) wird in Mann-
heim von niemandem außer der CDU be-
stritten. Die Begründungen liegen auf
dem Tisch und können von jedem bei der
Sozialberatung erfragt werden, da die
Armut weiter zunimmt und immer mehr
Personen unterhalb eines menschenwür-
digen Existenzminimums leben müssen.
Die Alternative der CDU an die Armen
lautet: Geht doch betteln oder fahrt
schwarz. Ein Schritt in Richtung Krimi-
nalisierung der Armutsbevölkerung.

Die Arbeitsloseninitiative und andere
fordern deshalb auf ihrer Unterschrif-
tenliste: 

Beibehaltung ermäßigter Monatsfahr-
scheine und Wiedereinführung vergün-
stigter Einzelfahrscheine für alle ein-
kommensschwachen Haushalte. RL

Kommunal-Info Mannheim Nr. 8

Aus dem Kieler Rat

Das Sahnestück wird
aufgeteilt
Natürlich findet alles hinter verschlossenen
Türen statt. Denn wenn es um viel Geld für
einen Teilverkauf der Stadtwerke geht, dann
ist demokratische Beteiligung lästig. Über
20 Angebote soll die Stadt erhalten haben,
nachdem der Rat im letzten Jahr einen
Grundsatzbeschluss zum Teilverkauf der
Stadtwerke getroffen hatte. Nun sind noch
sechs im Rennen, mit denen die Stadt in en-
gere Verhandlungen tritt. Das teilte Bürger-
meisterin Annegret Bommelmann vorletzte
Woche mit. 

Weitere Einzelheiten sind natürlich ge-
heim. Trotzdem macht die Verwaltung
Druck. Noch vor der Sommerpause soll
der Rat einen Verkauf durchnicken.

Die sechs Kaufinteressenten sind z.T.
vielfach miteinander vernetzt. Die Ham-
burgischen Electricitäts-Werke (HEW)
gehören zu den Atomstromern unter den
Kaufinteressenten und waren selbst ein-
mal mehrheitlich in kommunaler Hand.
Aber im November 99 hatte die Stadt
Hamburg 25,1% Sperrminorität an den
schwedischen Energieversorger Vatten-
fall verkauft. Weitere Beteiligungen hal-

ten die PreussenElektra
(15,4%) und der schwedische
Atomstromer Sydkraft AB
(21,8%). Sydkraft AB selbst
ist ebenfalls in der engeren
Wahl. Nach Vattenfall ist die
Sydkraft der zweitgrößte
Stromlieferant Schwedens
und gehört zu 20,6% der
PreussenElektra. Ein weite-
res (ehemals) städtisches
Stromunternehmen, das bei
den Kieler Stadtwerken ein-
steigen will, ist die Berliner
Bewag. Ihre Aktionäre
heißen wiederum Preus-
senElektra (23%) und Bay-
ernwerk (26%) – die im Rah-
men der VIAG-VEBA-Fusi-
on gerade dabei sind zu ver-
schmelzen.Weitere 26% hält
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Die Einführung von Studiengebühren
steht auf der politischen Tagesordnung.
Einzelne Bundesländer verfahren be-
reits nach dem Prinzip der Salamitak-
tik. So gibt es Rückmelde- und Ein-
schreibegebühren in Niedersachsen und
Berlin, „Strafgebühren“ für so genann-
te LangzeitstudentInnen in Baden-
Württemberg, Zweitstudiumsgebühren
in Bayern und Sachsen. Auch Bildungs-
politikerInnen, die Studiengebühren
vorerst noch ablehnen, wollen den Gel-
tungsbereich eines gebührenfreien
Hochschulstudiums immer weiter ein-
schränken. Nach 30 Jahren droht damit
eine der zentralen sozialstaatlichen Er-
rungenschaften der Bildungsreform be-
seitigt zu werden.

Die damals politisch durchgesetzte
Gebührenfreiheit des Studiums ist kein
Gnadenakt. Sie ist Ausdruck dessen,
dass Bildung als öffentliches Gut und in-
dividueller Rechtsanspruch grundsätz-
lich allen – ungeachtet von sozialer Her-
kunft und privater Kaufkraft –  zugäng-
lich sein muss.

Wer Studienge-
bühren befürwor-
tet,hält Bildung für
eine Ware, für die
bezahlt werden
muss. Dies scheint
in Mode zu kom-
men. Unterneh-
mensverbände wie
PolitikerInnen tre-
ten mit dieser Argu-
mentation vehe-
ment für Studien-
gebühren ein. Die
Hochschulen wer-
den gleichzeitig nach Muster gewerbli-
cher Unternehmen umgestaltet, das
heißt: Selbstverwaltung und Mitbestim-
mung werden zugunsten autoritärer
Kommandostrukturen abgebaut.
„Markteffizienz“ tritt an die Stelle ge-
sellschaftlicher Verantwortung, das
Leitbild des „Kunden“ ersetzt das des
politisch beteiligten Bürgers.

In diesem Sinne sind Studienge-
bühren Bestandteil neoliberaler Politik.
Deren Ziel ist es, gesellschaftliche Auf-
gaben zu privatisieren – und neben Bil-
dung und Ausbildung auch die Risiken
von Beschäftigung, Gesundheit und Al-
tersvorsorge auf die Einzelnen abzuwäl-
zen.

Der Kampf gegen Studiengebühren
betrifft deswegen nicht nur die Studie-
renden. Er steht gleichzeitig für vieles
andere. Stets ging und geht es auch dar-
um, gemeinsam solidarische Lösungen
für alle in Bildung und Ausbildung Ste-

henden zu erreichen: SchülerInnen,Aus-
zubildende, StudentInnen. Studienge-
bühren gilt es genau so zu bekämpfen
wie Berufsbildung auf privatfinanzier-
ter Basis, seien es die Ausbildung von
LogopädInnen, ErzieherInnen, Alten-
pflegerInnen oder MeisterInnen.

Das Hochschulsystem, seit Jahrzehn-
ten politisch bewußt unterfinanziert,
steht vor einer Vielzahl von Problemen.
Studiengebühren lösen davon kein ein-
ziges, sondern verschärfen alle. Insbe-
sondere zementieren sie die bedenkliche
Tendenz, daß nur noch die hohen sozia-
len Einkommensgruppen die Hochschu-
len besuchen können.

Die Studierenden an den bundes-
deutschen Hochschulen haben in der
ABS-Unterschriftenaktion 1999/00 zu
Hunderttausenden ihre eindeutige Ab-
lehnung von Studiengebühren in jeder
Form zum Ausdruck gebracht!

Es geht um die soziale Durchlässig-
keit des Bildungssystems. Es geht um
seine Verteidigung als öffentlichen

Raum. Es geht ge-
gen die Unterord-
nung von Bildung
und Wissen unter
eine betriebswirt-
schaftliche Ideolo-
gie.

Wir gehen auf die
Straße

• Für eine bun-
deseinheitliche
Studiengebühren-
freiheit ohne Wenn
und Aber! 
• Für ein öffentli-

ches, durchlässiges und solidarisches
Bildungssystem! 
• Für einen uneingeschränkten Hoch-
schulzugang! 
• Für eine Gleichbehandlung berufli-
cher und akademischer (Aus)Bildung! 
• Für die grundsätzliche individuelle
Kostenfreiheit aller weiterführenden
Bildungswege, die dem Erwerb, dem Er-
halt und der Erweiterung einer berufs-
befähigenden Qualifikation dienen! 
• Für die Einbeziehung von z.Z. privat
zu finanzierenden Ausbildungswegen in
das System dualer Berufsausbildung!

Voraussichtliche Termine

Berlin: 14.30, Alexanderplatz
Köln: 13 Uhr, Neumarkt
Stuttgart: 13 Uhr, Uni, Keplerstr.

Aktionsbündnis gegen Studiengebühren (ABS),
Reuterstr. 44, 53113 Bonn
Tel. 0228/2 42 78 36, Fax: 0228/21 49 24 
www.pbjacon.de/studierende-abs/

der US-Konzern Southern Energy. Auch
aus den USA kommen zwei weitere Kauf-
interessenten, die „global player“ Ciner-
gy Global Power aus Cincinnati und Te-
xas Utilitys (TXU), auf Platz 10 der welt-
weit größten Energieversorger. Als letz-
ter im Bunde der sechs in der engeren
Wahl steht die Rendsburger Schleswag,
die zu 65,3% der PreussenElektra gehört.
Als Versorger von 700.000 Haushalten in
Schleswig-Holstein sieht sich die Schles-
wag als „natürlicher Partner“ der Kieler
Stadtwerke.

Mit der PreussenElektra als Halterin
von beachtlichen Anteilen der meisten
Bewerber hätte man einen der größten
Atomstromer im Boot, einen der wider-
ständigsten, was den Ausstieg aus der
Kernenergienutzung betrifft, dazu. Das
scheint aber für die Verkaufsverhandlun-
gen kein Hindernis.Die Stadt schaut eher
auf die Liste, die der Rat als Bedingung
für einen Verkauf gestellt hatte, worin
u.a. steht, dass die Deckung der Verluste
der KVAG aus dem Überschuss, den die
Stadtwerke erwirtschaften,nicht gefähr-
det werden darf.

„Entsetzt“ darüber, „wie die Selbst-
verwaltung hier Fakten geschaffen hat“,
zeigte sich der wirtschaftspolitische
Sprecher der SPD-Fraktion Hans-Wer-
ner Tovar. Tovar kritisierte, dass die Kri-
terien für die Auswahl der sechs Bewer-
ber aus den ursprüngli-
chen 20 nicht offenge-
legt würden. Damit
würden Fakten ge-
schaffen, „über die man
nicht mehr hinweg-
kommt“. Mit „großer
Skepsis“ beurteilte To-
var auch, dass bei vier
der verbliebenen Be-
werber die PreussenE-
lektra beteiligt ist.Wur-
de da gekungelt? „Un-
ter den jetzigen Rah-
menbedingungen“ sieht
sich Tovar jedenfalls „nicht
im Stande, eine Entscheidung für den
Verkauf zu treffen“.

Die Fraktionen von CDU und SUK
reagierten weniger skeptisch,wenngleich
CDU-Chef Arne Wulff verlangte, der Rat
müsse „jeden einzelnen Schritt dieses
Verfahrens schlüssig nachvollziehen
können“. SUK-Fraktionschef Wolfgang
Kottek jubelte, der Stadtwerke-Teilver-
kauf sei eine „fast schon historische
Transaktion“. Ferner werde der Verkauf
das Haushaltsdefizit deutlich verringern.

Und Letzteres ist der eigentliche Be-
weggrund für den Verkauf, auch wenn
Gansel und seine Verwaltung dies immer
wieder bestreiten. Ob sie der Versuchung
widerstehen können, das Sahnestück an
den Meistbietenden zu verticken, um den
Haushalt maximal zu sanieren, denn ein
anderes Ziel hat Gansels „Politik“ nie ge-
habt, bleibt abzuwarten. jm 
LinX – Sozialistische Zeitung für Kiel,
April 2000

Für ein gebührenfreies Studium! Für Chancengleichheit in Bildung, Beruf und Gesellschaft!

Aufruf zu bundesweiten Demonstrationen am
7. Juni 2000 in Berlin, Köln, Stuttgart
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Zukunftsforum Gewerkschaften 
Rhein-Neckar

YELLOW-Strom und 
die Folgen für Arbeits-
plätze, Umwelt und 
die Stadt
Unter diesem Titel fand am 24. März eine in-
teressante Veranstaltung des Zukunftsfo-
rums Gewerkschaften statt. Unter der Mo-
deration von Yvette Bödecker diskutierten
der Betriebsratsvorsitzende des GKM, Uwe
Altig, Joachim Schubert, Betriebsratsmit-
glied bei ABB Alstom Power und Prof. Dr. Pe-
ter Hennicke vom Wuppertal-Institut für Kli-
ma, Umwelt und Energie, sowie zahlreiche
Anwesende aus dem Publikum.

Kahlschlag im GKM ...

1200 Arbeitsplätze gab es noch 1996 beim
Großkraftwerk Mannheim (GKM), 900
waren es am 31.12.99, 550 sollen es dem-
nächst sein. So steht es in der Vereinba-
rung, die auch der Betriebsrat mitträgt.
Die Planung des Vorstandes sah eine Re-
duzierung auf 350 Beschäftigte und die
Beendigung der Ausblidung vor. Dies
konnte der Betriebsrat abwenden,dem es
jedoch nicht gelang, der Logik des
schlagartig liberalisierten Strommarktes
grundsätzlich etwas entgegenzusetzen.
„Die ‚Marktpreise’ sind in Wirklichkeit
Kampfpreise“, stellte Uwe Altig fest.Ziel
seien Marktbereinigungen mit dem Er-
gebnis, dass am Ende der Konkurrenz-
schlacht nur noch drei bis vier Riesen-
konzerne übrig bleiben. Enttäuscht zeig-
te sich Altig über die rot-grüne Bundes-
regierung, die es entgegen ihren Verspre-
chungen unterlassen habe, das Strom-
marktliberalisierungsgesetz zu ent-
schärfen, z.B. durch die Einführung von
Übergangsregelungen.

... und bei ABB

Trifft den Mannheimer Arbeitsmarkt die
Reduzierung der GKM-Belegschaft
schon hart genug, so verschärft sich die
Situation durch die Entwicklung beim
Kraftwerksbauer ABB. Dort gehen die
Geschäfte aufgrund der Strommarktli-
beralisierung schlecht, wie Joachim
Schubert berichtete. Ein Grund ist der
inzwischen wirksame gesetzliche Zwang
zu Ausschreibungen, der den Konkur-
renzkampf schürt, Extraprofite ab-
schmilzt und auch die „normalen“ Profi-
te angreift. Gegenwärtig seien Preis-
nachlässe von 10% pro Jahr auf der Ta-
gesordnung. Insbesondere fallen der ent-
brannten Konkurrenzschlacht die teure-
ren Kraft-Wärme-Kopplungs-Anlagen
(KWK) zumOpfer, die nun deutlich weni-
ger geordert werden,sodass auch die Pro-
duktinnovation auf diesem Gebiet aus-
gebremst wird. Die Stomerzeuger ver-
zichten angesichts der französischen
Atomstrom- und auch der russischen Bil-
ligimporte auf Neubauten; stattdessen

Sparen bei Migranten: Köln.Von
der angeblich stärkeren Förderung

von Jugendprojekten, die von der CDU
als Ausgleich für den Wegfall des Köln-
Pass versprochen wurden, merken Pro-
jekte für ausländische Jugendliche
nichts. Im Gegenteil wird hier kräftig
gespart: Durch den Wegfall von ABM-
Stellen müssen Vorhaben einge-
schränkt werden oder sind sogar ganz
gefährdet. So muß das Jugendprojekt
der Griechischen Gemeinde aufgege-
ben werden, dem Deutsch-Türkischen
Verein wurden vier von sechs Stellen
gestrichen, die Jugendarbeit muß be-
schnitten werden.Beim Jugendladen in
Köln-Nippes wurden drei Stellen ge-
strichen. Das Wochenendangebot des
Arbeitskreises für deutsche und aus-
ländische Arbeitnehmer verliert zwei
Stellen, der Kölner Appell büßt fünf
Stellen ein. Der Solidaritätsbund in
Porz muß nach der Streichung von zwei
Stellen die Jugendarbeit streichen. Das
Theaterprojekt Kocer e.V. ist gefährdet.

Bürgerbegehren unzulässig: Hamburg.
Der Bezirksamtsleiter von Hamburg-
Nord, Frommann (SPD), hat das „Bür-
gerbegehren gegen Bauwagenplätze im
Bezirk Nord“ für unzulässig erklärt.Da
sich das Bürgerbegehren generell gegen
die Einrichtung von Bauwagenplätzen
richte, sei es „gesetzeswidrig“. Das von
der Bürgerschaft im Sommer verab-
schiedete Wohnwagengesetz verpflich-
te die Bezirke vielmehr ausdrücklich,
bei Bedarf geeignete Plätze zur Verfü-
gung zu stellen. Der Verwaltung würde
somit bei der Einzelfallprüfung „jegli-
cher Ermessensspielraum genommen“.
Laut Frommann ist aber ohnehin kein
neuer Bauwagenplatz in Nord geplant.

Soziale Stadt 2000: Bielefeld. In Biele-
feld haben sechs Verbände und Institu-
tionen erstmals den Wettbewerb „So-
ziale Stadt 2000“ ausgerufen. Prämiert
werden sollen vorbildliche Projekte des
Städte- und Wohnungsbaus, die dazu
dienen, in städtischen Wohnvierteln so-
ziale Probleme zu vermeiden und das
Zusammenleben zu fördern. Der Preis
„Soziale Stadt 2000“ würdigt ganz-
heitliche Stadtentwicklungskonzepte.
Teilnehmen können Initiatoren von
Projekten, bei denen Maßnahmen, Gel-
der und Akteure effizient und koope-
rativ zusammen wirken, um in gefähr-
deten Quartieren in den Bereichen
Wohnen, lokale Wirtschaft, Kultur und
Freizeit sowie Versorgung, soziale Be-
treuung und Ökologie Verbesserungen
zu erreichen. Der Wettbewerb spricht
neben Städten, Wohnungsunterneh-
men und Wohlfahrtsverbänden deshalb
ausdrücklich auch andere Unterneh-
men, Vereine, Initiativen und ehren-
amtlich engagierte Einwohner an.
Sechs Verbände, Institutionen und Un-
ternehmen sind die Initiatoren des

Städtepreises: der Deutsche Städtetag,
die Arbeiterwohlfahrt, der Bundesver-
band Deutscher Wohnungsunterneh-
men, die Schader-Stiftung, das Deut-
sche Volksheimstättenwerk und die
Bielefelder Gemeinnützige Wohnungs-
gesellschaft.

Gewerbesteuer: Berlin. Im Zusammen-
hang mit der gegenwärtigen Diskussi-
on über die Steuerreform, über die Fi-
nanzausgleichs- und die Finanzverfas-
sungsreform wehrt sich der Deutsche
Landkreistag entschieden gegen eine
massive Anhebung der Gewerbesteuer-
umlage im Zuge der geplanten Unter-
nehmenssteuerreform. Gleichzeitig
kritisiert der DLT das Vorhaben der
Bundesregierung, im Rahmen ihres
Steuerreformkonzeptes die Senkung
der Einkommensteuersätze von 2002
auf 2001 vorzuziehen. Die Kommunen
hätten dann Zusatzlasten von 4,08
Mrd. DM und bei Einbeziehung der
Ausfälle im kommunalen Finanzaus-
gleich etwa 6,7 Mrd. DM bei steigender
Tendenz jährlich wiederkehrend zu
tragen. Diese Einnahmeverluste kön-
nen die Kommunen auf keinen Fall von
der Ausgabenseite her kompensieren.
Hier müsste deshalb nach DLT-Auffas-
sung der Versuch unternommen wer-
den, die Kommunalfinanzen über die
Unternehmenssteuerreform zu stabili-
sieren. Denn sie entlastet nicht nur die
Unternehmen, sondern führt auch
durch die Beseitigung von Steuerver-
günstigungen zu einem höheren Ge-
werbesteueraufkommen. Während
Bund und Länder jeweils mit rund 8 bis
12 Mrd. DM belastet würden, ergäben
sich für die Gemeinden höhere Erträ-
ge. Bei einem Verzicht auf die Anhe-
bung der Gewerbesteuerumlage könn-
ten die Gemeinden mit jährlichen Ein-
nahmeverbesserungen rechnen, und
zwar im Jahr 2001 mit 1,6 Mrd.DM und
in den Jahren 2002 bis 2004 mit 3,5 bis
5 Mrd. DM. Obwohl die dann zu er-
wartenden Gewerbesteuererträge
durch die Senkung des Einkommen-
steuertarifs wieder geschluckt würden,
hält der Bund an der geplanten Er-
höhung der Gewerbesteuerumlage um
50 Prozent (!) fest. Damit erhöht sich
der Anteil der Gewerbesteuerumlage
am Gesamtsteueraufkommen von 20
auf 30 Prozent. Dazu DLT-Präsident
Endlein: „Bund und Länder behandeln
die Gewerbesteuerumlage wie einen
Steinbruch,aus dem man sich - von der
Öffentlichkeit völlig unbemerkt - große
Stücke zur Deckung des eigenen Be-
darfs herausklauben darf. Die Gewer-
besteuer muss eine kommunale Steuer
bleiben und darf nicht zu einer vierten
Gemeinschaftssteuer mit unbegrenz-
tem Selbstbedienungsrecht für Bund
und Länder ausgebaut werden.“ 

Zusammenstellung: ulj

Kommunale

Politik
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werden lieber alte und abgeschriebene
Kraftwerke länger genutzt und ggf.hoch-
gerüstet. Gleichzeitig wird von den Be-
treibern aber auch zunehmend auf vor-
beugende Wartung verzichtet – auf Sei-
ten der Kraftwerkshersteller ebenfalls
ein Geschäftsabbau bzw.Anwachsen von
Überkapazitäten. Wie überall reagiert
auch hier das Kapital mit Konzentrati-
on: So fusionierten Siemens und Westig-
nhouse einerseits,ABB,Alstom und MAN
andererseits. Letztere Fusion soll – wie
bereits berichtet – weltweit 10.000 Ar-
beitsplätze kosten, davon in Mannheim
ursprünglich 2.000, nach heftiger Aus-
einandersetzung nun noch 1.360.

Gibt es Gegenstrategien für die betroffe-
nen Belegschaften?

Eine positive Antwort hierauf zu hören,
war die Hoffnung der zu der Veranstal-
tung zahlreich erschienen GKM-Be-
schäftigten. Die Erwartung war v.a. auf
Prof. Peter Hennicke vom Wuppertal In-

stitut gerichtet.
Dieser erinnerte zunächst an die Ge-

schichte der Schließung des Hertie-
Kaufhauses in Mannheim und den (ge-
scheiterten) Versuch – an dem er damals
wesentlich beteiligt war –, in den frei-
werdenden Räumen ein Öko-Kaufhaus
einzurichten. „Dieser Versuch ist zwar
gescheitert. Jedoch gibt es aufgrund der
damals vom Hertie-Betriebsrat losgetre-
tenen Entwicklung in der BRD heute 120
Ökokaufhäuser.“

Einen ersten möglichen Handlungsan-
satz vermittelte Hennicke durch seine
Ausführungen zu dem am Tage der Ver-
anstaltung im Bundestag mit den Stim-
men von SPD, Grünen und PDS verab-
schiedeten KWK-Vorschaltgesetz („Ge-
setz zum Schutz der Stromerzeugung aus
Kraft-Wärme-Kopplung“). Das darin

festgelegte Sofortprogramm sichert öf-
fentlichen Kraftwerken, sofern sie min-
destens 10% KWK-Anteil haben,
zunächst 3 Pfg/kWh aus einer Netzumla-
ge zu. Damit wäre die betriebswirt-
schaftliche Situation des GKM schlagar-
tig anders und böte Anlass, den Vorstand
zu einem Überdenken seines Konzepts
aufzufordern.

Mittelfristig soll die KWK-Energieer-
zeugung u.a. durch eine Quotenregelung
verdoppelt und der vorhandene Bestand
erhalten werden.

Ohne politischen Kampf wird es je-
doch nicht gelingen, den Vorstand des
GKM zu einer Kursrichtung zu bewe-
gen.

Dem steht u.a. auch die Tatsache ent-
gegen, dass das GKM drei Eigentümer
hat, von denen einer die MVV mit 28%
Anteil ist (die sich nicht mehr auf den re-
gionalen Markt konzentriert, sondern
global zu spielen versucht). Die beiden
anderen Eigentümer haben überhaupt

keine regionalen Interessen: EnBW mit
32% (mittlerweile von Énérgie de France
kontrolliert) und die Pfalzwerke mit
40%. Beide sind – wie auch die MVV En-
ergie AG – Stromhändler und als solche
ohnehin nicht primär an bestimmten
Kraftwerken interessiert.

Uwe Altig wies darauf hin, dass die
Aktionärsvereinbarung das GKM in sei-
ner Geschäftsgestaltungsmöglichkeit
„knebelt“. Beispielsweise ist dem GKM
die profitable Direktvermarktung von
Strom an industrielle Kunden verboten.

Als kurz- bis mittelfristige Entla-
stungsmaßnahme für die GKM-Beleg-
schaft wäre auch denkbar, einen Ei-
gentümerwechsel anzustreben: Suche
nach einem Investor, der die zum Teil ab-
geschriebenen Anlagen des GKM mit
mehr Personal weiterführen würde als es

die gegenwärtigen Eigentümer bereit
sind zu tun.Wie könnte so etwas erreicht
werden? Auch nur durch politischen
Kampf, der das unabdingbare Interesse
der Menschen in dieser Region an den
hiesigen Wirtschaftsunternehmen in den
Vordergrund stellt und so viel Druck ent-
wickelt, dass sich z.B. die Stadt als im-
mer-noch-Eigentümerin der MVV zu
handeln gezwungen sieht.

Peter Hennicke plädierte dafür, „sich
nicht mit den Gegebenheiten abzufin-
den“.

Längerfristig: Arbeitsplatzsicherung nur
durch gesteuerten Übergang möglich

Diese Botschaft machte die VertreterIn-
nen aus der GKM-Belegschaft nicht ge-
rade froh: „Die Zukunft ist dezentral.Die
Zeit der Großkraftwerke ist vorbei. Die
künftige Energieerzeugung wird von der
Brennstoffzelle geprägt. Alle Konzerne
arbeiten daran.“ Auf diese Entwicklung
müsse man sich jetzt und nicht erst fünf
nach zwölf vorbereiten. Für Uwe Altig
wenig tröstlich, denn: „Der Krieg wird
jetzt geführt. In zwei Jahren ist alles er-
ledigt!“ 

Dennoch wird der GKM-Belegschaft
nichts anderes übrig bleiben, als zu ver-
suchen, unmittelbar zu überleben, wofür
u.U. das KWK-Vorschaltgesetz eine Hil-
festellung bietet. Längerfristig aber wird
man nach alternativer Beschäftigung
und alternativen Geschäftsfeldern su-
chen müssen. Auch dies ein Prozess, der
nur im politischen Kampf in der Region
einzuleiten ist.

Regionalwirtschaft

Das war die eigentliche Quintessenz des
Abends: Dem neoliberalen Wüten im Zei-
chen der „Globalisierung“ ist nur beizu-
kommen mit einer politisch geführten
Auseinandersetzung um die Entwick-
lung der regionalen Wirtschaft, die sich
nicht durch Ansprüche auf Maximalpro-
fit bremsen lässt.

Der gegenwärtig in Rhein-Neckar aus-
getragene Kampf um die ICE-Anbindung
Mannheims (sowie in Ludwigshafen und
Heidelberg der Kampf gegen die geplan-
te Fahrplanausdünnungen) trägt Züge ei-
ner solchen Auseinandersetzung. Es sind
nicht wenige Freunde der Privatisierun-
gen aller Art, die auf einmal in konkre-
ten Widerspruch zur so hoch gelobten
Bahn-Privatisierung geraten.

Hinsichtlich des Strommarktes kann
man allerdings mit so vielen „Privatisie-
rungsgegnern“ nicht rechnen. Die hiesi-
ge Wirtschaft schwelgt zur Zeit in den
Niedrig-Strompreisen und macht sich
selbstverständlich keine ökologischen
oder gar arbeitsplatzbezogenen Gedan-
ken. Deshalb würde sich wohl auch der
Mannheimer Morgen nicht wieder „an
die Spitze der Bewegung“ stellen.

Dafür wären die Gewerkschaften in
der Region wohl beraten, z.B. workshops
zu organisieren und die politische Dis-
kussion anzustoßen.

tht
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Tarifvertrag soll nur noch
„Grundentgelt“ festlegen –

HB, Montag, 10.4.2000. – Ar-
beitgeberpräsident D. Hundt

erklärte sich zufrieden mit den dies-
jährigen Tarifabschlüssen, sie beweg-
ten sich im Rahmen der Bünd-
nisvereinbarungen. Die Tarifpolitik
müsse nun weiter flexibilisiert wer-
den. Über Langzeit- und Lebensar-
beitszeitenkonten müsse nachgedacht
werden, die Beschäftigten stärker am
Unternehmenserfolg beteiligt wer-
den. Daher solle der Tarifvertrag nur
noch ein Grundentgelt festlegen und
einen Rahmen für Vertrags- und lei-
stungsabhängige Verdienstbestand-
teile vorgeben. Die konkrete Lohnge-
staltung solle dann den Betriebspar-
teien überlassen bleiben. Eng ver-
knüpft mit Ertrags- und Leistungs-
löhnen sei die Förderung der kapital-
gedeckten, privaten und betrieblichen
Altersvorsorge, fügte Hundt hinzu.

Handwerk gegen Altersteilzeit und
Rente mit 60. – HB, Mittwoch, 12.4.
2000. – Handwerkspräsident D. Phi-
lipp fordert, älteren Arbeitnehmern
Mut zu machen, statt durch immer
neue Ausstiegsbrücken den Druck auf
ein vorzeitiges Ausscheiden aus dem
Arbeitsleben zu erhöhen. Über 90 %
der Unternehmen würden dazu ge-
zwungen, die Altersteilzeit über ihre
Beiträge zur Arbeitslosenversiche-
rung zu subventionieren, obwohl nur
„ein verschwindend geringer Teil der
Wirtschaft diese Instrumente nutzt.
Das sind die Großunternehmen.“ Phi-
lipp forderte eine Verlängerung, nicht
eine Verkürzung der Lebensarbeits-
zeit. Überstundenentgelte und Ein-
malzahlungen sollten in einer Zusatz-
vorsorge angespart werden.

BDA fordert mehr Eigenverantwor-
tung für Schulen. – HB, Freitag/Sams-
tag,14./15.4.2000. – H.-J. Brackmann,
für Bildung zuständiger Geschäfts-
führer der BDA forderte eigene Bud-
gets für die Schulen. Den Schulleitern
müsse das Recht übertragen werden,
Personal selbst auswählen zu können,
sie sollten sich stärker als Manager be-
greifen. Er übte heftige Kritik am
Standard der Schulbildung in
Deutschland.

BDA gegen obligatorische Betriebs-
rente. – HB, Mittwoch, 19.4.2000.– Die
Schaffung einer Betriebsrente, wie sie
der DGB fordert, bedeute eine zusätz-
liche Säule in der Sozialversicherung,
„mit der Folge höherer gesetzlicher
Personalzusatzkosten, sinkender
Wettbewerbsfähigkeit der Unterneh-
men und eines rückläufigen Arbeits-
platzangebotes“, erklärte Arbeitge-
berpräsident D. Hundt.

Presseauswertung: rst

Wirtschafts-

presse
Landwirtschaft im Osten

Im Wasser bis zum Hals
Nicht nur der Niedergang der Industrie im
Osten der BRD ist Wegweiser für die Mise-
re der Wirtschaft in den neuen Bundeslän-
dern. Auch die Landwirtschaft krankt an ei-
ner Struktur- und Beschäftigunsgkrise. Für
viele landwirtschaftliche Betriebe geht es
ums Überleben. Vielen Betrieben steht das
Wasser bis zum Hals.

Landwirte klagen über zunehmende
wirtschaftliche Schwierigkeiten.In man-
chen Dörfern gibt es keine Bauern mehr.
Die Menschen verarmen und die Jugend
verlässt das Land. In Brandenburg sind
fast 30 Prozent der bäuerlichen Unter-
nehmen stark gefährdet. Nach Meinung
des Präsidenten des Landesbauernver-
bandes Brandenburgs liegen die Ursa-
chen in erheblichen Abstrichen durch die
„Agenda 2000“ und die Sparmaßnahmen
der Bundesregierung. Die Kürzung der
Subventionen für Dieselkraftstoff schla-
ge mit einem Minus von 40 Millionen
Mark zu Buche.

Die Zahl der in der Landwirtschaft Be-
schäftigten nimmt weiter ab. Gegenwär-
tig sind in 6 000 Agrarunternehmen noch
rund 34 000 Menschen im Land Bran-
denburg tätig. So wie im Schnitt in der
Bundesrepublik sank auch in den neuen
Bundesländern die Zahl der Beschäftig-
ten auf 88 Prozent. Damit hält der Rück-
gang der Beschäftigtenzahlen im Osten
weiter an, obwohl der Stand insgesamt
bereits sehr niedrig ist. Im Osten sind im
Bereich der Landwirtschaft rund 60000
Menschen arbeitslos., wobei der Anteil
der arbeitslosen Frauen bei 58 Prozent
liegt. Die aus der Landwirtschaft ausge-
schiedenen Arbeitskräfte wurden nicht
vom Arbeitsmarkt aufgenommen. In den
Kreisen Demmin, Strasburg, Angermün-

de oder Seelow liegt die Arbeitslosigkeit
bei 25 bis 30 Prozent, bei Frauen 30 Pro-
zent.

Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen sind
kaum eingeleitet worden.

Ähnlich wie die Entwicklung der Land-
wirtschaft in der Bundesrepublik befin-
det sich die Landwirtschaft in einer Kri-
se. Die Nettowertschöpfung sank 1999
weiter. Sie ist in erster Linie auf den Ver-
fall der Verbraucherpreise zurück zu
führen. Sie fielen seit 1995 auf 91 Pro-
zent. Die Schwierigkeiten in der Ost-
Landwirtschaft liegen vor allem in
Strukturfragen.

Die Regierungskoalition hat vermut-
lich keinen genauen Überblick über die
Lage im Osten. Denn in einem Bericht
wird darauf verwiesen,dass mit Hilfe von
Agrargenossenschaften Stabilisierung
erreicht werden könne. Mit einem Anteil
von 18 Prozent sind diese Genossen-
schaften im Osten aber ein bedeutender
Teil der Landwirtschaft. Sie bearbeiten
rund 54 Prozent der gesamten landwirt-
schaftlich genutzten Fläche. Die einzige
Empfehlung, die Bundesregierung geben
kann, um die Schwierigkeiten im Osten
zu bewältigen, ist der Verweis auf die
Möglichkeiten des „Urlaubs auf dem
Bauernhof“.Das wird als Ausweg aus der
vorhandenen Situation vorgeschlagen.

Die Bauernverbände beklagen das
Fehlen einer direkten Hinwendung der
Bundespolitik zur Lage auf dem flachen
Lande. Sie kritisieren das Fehlen einer
auf die Entwicklung der Landwirtschaft
gerichteten Politik. Besonders im Hin-
blick auf die Erweiterung der Europäi-
schen Union sehen die Bauernverbände
weitere Probleme auf sich zukommen.
Die Anzeichen für den weiteren Nieder-
gang der Landwirtschaft sind alarmie-
rend.Die Bundesregierung hat kein Kon-
zept, sie tut nichts. (abe)

Green Card: IGM fordert tarifvertragliche
Regelungen

Recht auf Qualifizierung
Die von der Bundesregierung geplante Öff-
nung des Arbeitsmarktes für Computerspe-
zialisten aus Nicht-EU-Ländern kann nach
Auffassung der IG-Metall nur zu einer kurz-
fristigen Entlastung führen. Eine langfristige
Deckung des Fachkräftebedarfs sei damit
nicht zu erreichen, sagte der Zweite Vorsit-
zende der IG Metall, Jürgen Peters, am Mitt-
woch (19.4.) in Frankfurt.

Der Gewerkschafter forderte die Unter-
nehmen auf, selbst mehr für Ausbildung
und Qualifizierung zu tun. Denkbar sei-
en sowohl die betriebliche Qualifizierung
geeigneter Bewerber als auch die Um-
schulung von Quereinsteigern.

Nachdrücklich setzte sich Peters für
tarifvertragliche Regelungen zur Quali-
fizierung ein. Darin müsse ein Anspruch
der Beschäftigten auf Qualifizierungs-
zeiten enthalten sein. „Qualifizierung

wird zur Schlüsselfrage der Modernisie-
rung und der Sicherung von Berufschan-
cen“, sagte Peters. Er forderte die Ar-
beitgeber auf, den zunehmenden Quali-
fizierungswünschen der Beschäftigten
stärker als bisher zu entsprechen. Dafür
sei eine tarifvertragliche Qualifizie-
rungsregelung notwendig,die für alle Ar-
beitnehmer gelten müsse. Die Ursache
für den derzeitigen Mangel an Compu-
terspezialisten sieht Peters in Defiziten
des Bildungssystems. Das Ausbildungs-
system habe mit der Dynamik von Wirt-
schaft und Technik nicht Schritt gehal-
ten. Langfristige Personalentwicklungs-
strategien würden zudem häufig von den
Unternehmen zu Gunsten kurzfristiger
Ertragsinteressen verdrängt. Die Folgen
dieser Entwicklung ließen sich nicht
durch den schnellen Import von Arbeits-
kräften ausgleichen. Notwendig seien
vielmehr mehr Ausbildungs- und Quali-
fizierungsinitiativen der Unternehmen.

Aus: Die Datenbanken für Arbeits- und Sozial-
recht http://www.soliserv.de 
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1. Die Notwendigkeit einer grundlegen-
den Änderung

Wir stehen an der Schwelle des 21. Jahr-
hunderts und eines neuen Jahrtausends.
Der Kampf für ein menschenwürdiges
Leben aller Menschen auf der Erde geht
weiter, wenn auch unter neuen Umstän-
den und Bedingungen. Seit der Rückkehr
unserer Gesellschaft zum Kapitalismus
sind zehn Jahre vergangen. Als Ergebnis
befinden wir uns heute in einer tiefen
wirtschaftlichen und politischen, mora-

lischen und ökologischen Krise. Die Pri-
vatisierung, vor deren Fallgruben die
KSCM von Anfang an gewarnt hat, ist zu
einem bloßen Eigentumstransfer ver-
kommen. Ein entscheidender Teil des
Volksvermögens ist mittlerweile in die
Hände einer kleinen Klasse von großen
Privateigentümern übergegangen.An der
Jagd nach Eigentum beteiligt sich ent-
schlossen auch das ausländische Kapital.
Die Tschechische Republik wurde in die
militärisch-politischen Strukturen ein-
bezogen, die von der Machtelite der Welt,
allen voran den USA, beherrscht werden.

Vor 10 Jahren, im März 1990, wurde die
KSCM gegründet – eine Partei, die ähn-
lich wie die deutsche PDS auf den Rui-
nen der ehemaligen Staatspartei aufge-
wachsen ist. Trotz eines permanenten
Krieges sowohl gegen sie, wie auch gegen
linke Ideen, gelingt es ihr, wieder eine
markante politische Kraft zu sein.

Auf ihrem konstituierenden Parteitag
hat sich die KSCM zur Konzeption der
revolutionären Linken vom Anfang der
20er Jahre und zu den Traditionen des an-
tifaschistischen Widerstandes bekannt.
Im breitesten Sinne definiert sich die
KSCM als die Partei, die die Interessen
vor allem derer verteidigt, die für durch-
schnittliche und niedrigere Löhne arbei-
ten und die sozial schwach sind. Laufend
bezeichnet sich die KSCM als die radi-
kale antikapitalistische Linke.

Mit der Verschlimmerung der ökono-
mischen und politischen Lage in der

Tschechischen Republik, in der fast 90
Prozent der Bürger ihre Unzufriedenheit
ausdrücken, wachsen die Wahlpräferen-
zen für die KSCM. Diese Entwicklung
kann man seit 1998 beobachten, also seit
den letzten Parlamentswahlen. Derzeiti-
ge Wahlpräferenzen für die KSCM sind
ca. 20 Prozent, was doppelt so viel ist wie
vor den Wahlen 1998.Mehr als 25 Prozent
der Bürger wählten die KSCM in den Re-
gionen mit starken sozialen Problemen
(Nordböhmen, Nordmähren, Westböh-
men). Vor allem in Nordböhmen und
Nordmähren ist die Arbeitslosigkeit auf
bis zu 25 Prozent gestiegen, wobei in der
ganzen Tsch. Republik im Februar d.J. ca.
500.000 Arbeitslose (9,7 Prozent) regi-
striert wurden.

Der langfristige Trend der Zuneigung
nach Links hat sich aber in den letzten
Monaten gebremst. Heute bezeichnen
sich als linksorientiert ca. 24 Prozent der

Das folgende Papier wurde von der Kommunistischen Partei Böhmens und Mährens
(KSCM) bei ihrem V. Parteitag am 4./5.12.1999 verabschiedet. Die nicht-autorisierte
Übersetzung der Deutsch-Tschechischen Nachrichten beruht auf der englischen Über-
setzung, die in Postmark Prague Nr. 300 (März 2000) veröffentlicht wurde.

Dokument: 

Die KSCM an der 
Jahrtausendwende

Das Forum Kommunistischer Arbeitsgemeinschaften beschäftigte sich auf seiner Jah-
restagung am 15./16. April in Fulda mit der Frage der Militarisierung/Entmilitari-
sierung der deutschen Außenpolitik. Die Auseinandersetzung mit der Ostexpansion
der Westmächte, der Nato, der EU und nicht zuletzt der BRD soll einen Schwerpunkt
der Arbeit der nächsten Zeit bilden. Dabei kommt es uns darauf an, Kenntnisse von
Interessenlage und politischen Standpunkten in den Zielgebieten der Ostexpansion
zu gewinnen. Im Sommer soll es ein Autorentreffen in Berlin geben, an derVorberei-
tung arbeiten – bis jetzt – die Redaktionen der Politischen Berichte und der Deutsch-
Tschechischen Nachrichten. Im folgenden dokumentieren wir zunächst den Einlei-
tungsvortrag, den Emil Hruska auf der Tagung hielt und sodann eine Erklärung der
KSCM, in einer Übersetzung der Deutsch-Tschechischen Nachrichten.

Martin Fochler

Eine „radikale, antikapitalistische Linke“

Die KSCM – ein Überblick

Die Sonderausgabe des
Pressedienstes/Disput der

PDS mit den Ergebnissen
des Münsteraner Bundespar-

teitages ist jetzt erschienen.
Auf 72 Seiten A4 sind nicht nur die
wichtigsten Beschlüsse dokumentiert,
sondern auch wichtige Reden von Bis-
ky,Kaufmann,Hans Modrow und Gre-
gor Gysi. Übrigens sind diese Doku-
mente auch über Internet abrufbar. In
einer schnell herunterladbaren zip-
Datei hat man alle wichtigen Be-
schlüsse.Der Pressedienst hat den Vor-
teil,dass auch kleine Übersichtsartikel
über die Debatte erstellt worden sind.
Im Sonderheft sind auch die Themen
veröffentlicht,die in der Öffentlichkeit
keine Rolle mehr gespielt haben:
- Die Debatte über die ökologische

Zukunftspolitik 
- Die Debatte zum Thema Nord-Süd
- Die Debatte zum Thema Feminismus.
In einer Erklärung des Vorstandes
heißt es: „Die Münsteraner Abstim-
mung gegen den friedenspolitischen
Antrag des Vorstandes hat deutlich vor
Augen geführt, dass sich das
Führungsgremium der Partei nicht
von den Lernprozessen abkoppeln

kann,sondern selbst deren Bestandteil
ist. In der weiteren programmatischen
Debatte wird der Vorstand deshalb mit
größter Sensibilität das Gesicht der ei-
genen Mitgliedschaft zuwenden, die
die PDS als sozialistische Partei will.
Seine Aufgabe ist es, eine Integration
neuer Qualität in der Partei zu errei-
chen. Der Vorstand vertraut dabei auf
die Hilfe und Unterstützung der Mit-
glieder und SympathisantInnen, baut
auf deren Erfahrungen. Der Vorstand
will den Pluralismus der Partei pro-
duktiv machen.“ 
Zu beziehen über: Parteivorstand der
PDS, Kleine Alexanderstraße 28
10178 Berlin
www.pds-online.de
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Die NATO bedient sich des Territoriums
unserer Republik und sonstiger materi-
eller und menschlicher Ressourcen unse-
res Landes. Die Wirtschaft hat noch im-
mer wieder nicht das Niveau von 1989 er-
reicht. Dies ist verbunden mit einem Ab-
sinken des Lebensstandards, einer exi-
stentiellen Bedrohung großer Teile der
Bevölkerung, dem Verlust vieler sozialer
Sicherheiten, dem Anstieg von Erwerbs-
losigkeit und Kriminalität sowie einer
Bedrohung der nationalen Interessen. In-
folge der Erfahrungen, die die Bürger
dieses Landes in den letzten zehn Jahren
gemacht haben, hat die rechte Politik im
Laufe der Zeit viel von der Anziehungs-
kraft eingebüßt, die sie nach 1989 mit
Hilfe von Massenpropaganda und grober
Verdrehung der Tatsachen auszuüben
versuchte.

Die jetzige politische Situation bietet
der Linken neue Möglichkeiten. Die Re-
gierung der Tschechischen Sozialdemo-
kratischen Partei (CSSD) hat es, in ihrer
Handlungsfreiheit eingeschränkt durch
das „Oppositionsabkommen“ mit der
(rechten) Demokratischen Bürgerpartei
(ODS) sowie durch ihre supranationalen
Verbindungen, ihre Geschichte und weit-

reichende ideologische Vorurteile, nicht
geschafft, den Kurs der Entwicklung des
Landes wesentlich zu verändern. Sie
gerät zunehmend in Widerspruch zu
ihren eigenen Wahlversprechungen, und
wenn sie ihre Politik nicht ändert, wer-
den sich die Unterschiede zwischen ihr
und ihrer rechten Vorgängerin noch mehr
verwischen. Die Alternative, die von der
rechten Opposition angeboten wird, ist
keine Lösung. Mit verschiedenen Formen
einer „starken“ Regierung liebäugelnd
und in gefährlicher Herausforderung des
parlamentarischen Systems versuchen
extremistische und autoritäre Gruppen,
die Traumata und Enttäuschungen der
Bevölkerung auszuschlachten. Die Ge-
fahr wächst, dass diese Situation günsti-
ge Bedingungen für die Entwicklung von
Faschismus als einer offen antidemokra-
tischen Diktatur schafft, die letztlich den
Interessen des Großkapitals dient. Die
Erfahrungen der 30-er Jahre in Deutsch-
land und der 70-er Jahre in Chile warnen
vor der Gefahr eines faschistischen Ver-
suchs, die nicht-konforme Linke zu un-
terdrücken. Das erste Ziel dieser Kräfte
kann darin bestehen,Aktivitäten und Be-
wegungen rebellierender Jugendlicher zu

fördern, die Angst vor einer Bedrohung
der Zukunft des Landes und der Zivili-
sation insgesamt haben. Ein anderer
Aspekt dieses Trends ist die gezielte Ma-
nipulation der öffentlichen Meinung.Das
Informationszeitalter bedeutet exklusive
Informationsmöglichkeiten für die Eli-
ten und gefälschte Informationen für den
Rest. Die KSCM warnt auch vor dem An-
tikommunismus, der in der Vergangen-
heit immer mit einer Einschränkung der
Demokratie, einem Verlust an sozialen
Rechten für die Werktätigen und einer
Bedrohung der nationalen Interessen
einherging.

Die große Mehrheit der Bevölkerung
ist unzufrieden mit der Richtung, in wel-
cher sich die Gesellschaft entwickelt hat.
Die KSCM ist die wichtigste oppositio-
nelle Kraft. Ihr programmatisches Ziel
besteht darin, eine Veränderung herbei-
zuführen und die gegenwärtige Krise der
Gesellschaft zu überwinden. Sie hat sich
der Vergangenheit gestellt und eine prin-
zipienfeste Analyse vorgenommen,wie es
von einer Partei von hoher politischer
Kultur erwartet werden darf.Wir lehnen
entschieden die Deformationen ab, die
die Idee des Sozialismus in Misskredit ge-

tschechischen Bürger (1995 waren das ca.
18 Prozent). Die Meinungsforschung
zeigt, dass die Steigerung der Wahlpräfe-
renzen für die KSCM zu 15 Prozent zu-
sammenhängen mit ihrer Politik (Pro-
gramm, die Tätigkeit im Parlament, das
kompromisslose Auftreten während der
Aggression gegen Jugoslawien, keine
Skandale usw.); zu 10 Prozent beeinflus-
st das Versagen der regierenden Sozial-
demokratie die Steigerung.Trotzdem: die
fest überzeugten Wähler stellen hier nur
30 Prozent.

Ein spezifisches Problem,das eine aus-
führliche Analyse verdient, ist das Ver-
hältnis der Arbeiter zur KSCM. Die Ar-
beiter stellen ca. 25 Prozent aller Wähler,
aber nur 17 Prozent der Arbeiter wählen
heute die KSCM. Unter den KSCM-Mit-
gliedern gibt es nur 13,4 Prozent Arbei-
ter. Man kann sagen, dass zu dem starken
Tradeunionismus, der unter den Arbei-
tern wirkt, wachsender Widerstand ge-
gen die Unfähigkeit der gewerkschaftli-
chen Repräsentation hinzutritt.

Als Folge des Verhaltens der gewerk-
schaftlichen Führung, aber auch der all-
gemeinen Begrenzung der gewerkschaft-
lichen Bewegung durch die Betriebsin-
haber sinkt die Mitgliedschaft in den Ge-
werkschaften markant. Heute beträgt sie
etwa ein Fünftel aller Beschäftigten. In
diesem Zusammenhang schlägt die
KSCM die Einführung der sog. Räte der
Beschäftigten in die tschechische Legis-
lative vor, und zwar so, dass ihre Stellung
sich nicht mit der der Gewerkschaften
deckt.

Einen wichtigen Bestandteil des Pro-
grammes und der praktischen Tätigkeit
stellt der Bereich der internationalen Po-
litik vor. Ich habe schon erwähnt, dass

dank ihrer kompromisslosen Haltung ge-
genüber der Aggression der NATO in Ju-
goslawien die KSCM ein großes Ansehen
gewonnen hat. Eine der Prioritäten für
die KSCM ist die Aufarbeitung der Fra-
gen der europäischen Integration.Als ein
Ausgangspunkt in der Programmatik gilt
Manifest der KSCM „Für ein demokrati-
sches Europa“. Das Manifest hat 8 Kapi-
tel, die auf folgende Probleme orientiert
sind:

1. Wir wollen ein Europa der ökonomi-
schen Prosperität.

2. Wir wollen ein Europa der Wissen-
schaften und der Technik.

3. Wir wollen ein Europa der Sozialen Si-
cherheit.

4. Wir wollen ein Europa der Kultur und
Ausbildung.

5. Wir wollen ein Europa der Einheit und
auch der nationalen Souveränität.

6. Wir wollen ein Europa der Demokratie
und der Menschenrechte.

7. Wir wollen ein Europa des Friedens
und der Zusammenarbeit.

8. Wir wollen ein Europa für die Zukunft
der menschlichen Zivilisation.

In der Einleitung des Manifestes steht,
dass die Erfahren mit dem wilden Kapi-
talismus, die jahrelange Erfahrung mit
dem sog. Realen Sozialismus, das spezi-
fische Durchdringen verschiedener kul-
tureller Einflüsse und auch die tiefe so-
ziale Tradition des tschechischen Volkes
einen in seiner Art unersetzlichen Aus-
gangspunkt dafür bilden, zum Projekt
des künftigen demokratischen Europa

mit der eigenen, für die vielfältige Zu-
kunft Europas erforderliche Art beizu-
tragen.

Als eine dringende Aufgabe der Gleich-
zeitigkeit nach dem NATO-Beitritt und
in der Zeit der Verhandlungen über den
EU-Beitritt bezeichnet die KSCM die
Vertiefung der Diskussion zwischen den
politischen Partner-Parteien in den Län-
dern,die für die EU-Osterweiterung aus-
gewählt sind. Das Ziel sollte eine ge-
meinsame Taktik der Linken in den wi-
derspruchsvollen Integrationsprozessen
sein.Ebenfalls sollten mehr Kontakte mit
politischen Partner-Parteien in den EU-
Ländern und gepflegt und ihre Erfah-
rungen genutzt werden. In diesem Zu-
sammenhang fordert man die Bildung ei-
nes linken zwischenparlamentarischen
Forums als ein Ausgangspunkt für die
Entstehung einer neuen Internationale
der radikalen Linken in Europa.

Es handelt sich zweifellos um eine an-
regende und nötige Idee, aber im Hin-
blick auf die (selbstverständliche) Kon-
zentration der politisch verwandten Par-
teien der Linken in Europa auf innenpo-
litische Probleme und auf die bisherige,
trotz verschiedener Aktivitäten – eher
nur symbolische Zusammenarbeit fehlen
für die Verwirklichung größerer, vor al-
lem aber konsequent durchgeführter
Projekte die Kräfte und auch die Mittel.
Es geht, meiner Meinung nach, eher um
eine Hoffnung, die aber belebt werden
sollte, schon weil im Zusammenhang mit
der Globalisierung und Integration die
Möglichkeiten der Linken in den einzel-
nen europäischen Ländern sehr begrenzt
sind.

Emil Hruska
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bracht haben, und verteidigen gleichzei-
tig alles, was die Bevölkerung unter den
früheren Bedingungen sozialer Sicher-
heit geschaffen hat und was ihr seit No-
vember 1989 genommen wird. Das lang-
fristige programmatische Ziel der KSCM
ist die Schaffung einer modernen sozia-
listischen Gesellschaft, die reale und
dauerhafte Freiheit und Gleichheit ge-
währleistet – unabhängig von Eigentum
und sozialem Status. Dieses Konzept ba-
siert auf dem Marxismus und auf einem
offenen Dialog mit neuen Ideen und Er-
fahrungen. Kommunisten haben sich im-
mer aktiv für die Verteidigung und För-
derung der Interessen der ausgebeuteten,
benachteiligten und unterdrückten Klas-
sen eingesetzt. Heute besteht unsere
Hauptaufgabe darin, die Kluft zwischen
Arm und Reich nicht breiter werden zu
lassen,den Niedergang im Gesamtniveau
unserer Kultur zu verhindern und dem
Versuch einer Einschränkung der Demo-
kratie und des Einflusses der Bürger auf
die öffentlichen Angelegenheiten entge-
genzutreten.

Mit ihrem 5. Parteitag tritt die KSCM
in das neue Jahrtausend als unabhängi-
ge Partei ein,die einen festen Platz im po-
litischen Spektrum einnimmt. Dies ist
das Ergebnis ihrer prinzipienfesten Poli-
tik. Für die meisten Bürger unseres Lan-
des sind eine Marginalisierung und die
Versuche gewisser politischer Kräfte und
Führer, die KSCM zu boykottieren, nicht
akzeptabel. In einer Situation neuer
Möglichkeiten übernimmt die KSCM
jetzt auch weitere Verantwortung für die
Bevölkerung und die sozialen Schichten,
für deren Interessen sie sich einsetzt. Die
KSCM ist sich der Tatsache bewusst,dass
ihr Bestreben, die täglichen Sorgen der
Menschen und die zentralen Probleme
des heutigen Lebens anzugehen,eine Ver-
änderung des Systems – d.h. die Über-
windung des Kapitalismus – dringend er-
forderlich macht. Natürlich kann sie in
dieser Hinsicht nur Erfolg haben, wenn
sie das Verständnis und die Unterstüt-
zung der Bürger, Wähler und Aktivisten
des öffentlichen Lebens gewinnt, mit de-
nen sie zusammenarbeitet. Die KSCM
bemüht sich um die Unterstützung der-
jenigen, deren Interessen am direktesten
betroffen sind und die durch ihre Arbeit
und Tätigkeit die Grundlagen des ge-
samten gesellschaftlichen Reichtums
schaffen, gleichzeitig aber keine entspre-
chende Anerkennung finden und ausge-
beutet werden. Sie bemüht sich um die
Unterstützung all derjenigen, denen so-
ziale Gerechtigkeit und demokratische
Entwicklung ein Anliegen ist und die zu
Recht die Herren im eigenen Land sein
wollen.

2. Der imperiale Charakter des kapitalisti-
schen Konzepts der Globalisierung

Die KSCM ist sich bewusst, dass der in-
ternationale Kontext und die gegenseiti-
ge Bedingtheit zwischen der Situation im
eigenen Lande und der Lösung von Pro-

blemen in anderen Teilen der Welt für die
Umsetzung ihrer Politik wichtige Konse-
quenzen hat. Sie anerkennt auch, dass ei-
ne qualitative Veränderung der Entwick-
lung im Weltmaßstab eingetreten ist.
Nach der Auflösung des Warschauer
Pakts und des Rates für gegenseitige
Wirtschaftshilfe (COMECON) haben die
führenden kapitalistischen Staaten, mit
den USA an der Spitze, ihre Position ge-
stärkt und die unbeschränkte Weltherr-
schaft ins Visier genommen.Die neuen hi-
storischen Bedingungen bedeuten auch,
dass die internationale Arbeitsteilung ei-
ne höhere Stufe erreicht hat, die möglich
geworden ist durch die Anwendung neu-
er Produktivkräfte auf der Basis einer
grundlegenden technischen Innovation
und der flexiblen Organisierung der Pro-
duktion. Ein Weltmarkt für Geld,Waren,
Dienstleistungen, Arbeit und Informa-
tionen entsteht. Weltweite Verbindungen
zwischen Menschen, Ländern und Län-
dergruppen sowie zwischen Institutio-
nen vertiefen sich ständig und nehmen an
Zahl und Komplexität zu. Mit der Er-
höhung der Arbeitsproduktivität und
dem Anwachsen des Dienstleistungssek-
tors verringert sich ständig der Anteil der
Werktätigen, die unmittelbar in der Pro-
duktion tätig sind. Eine immer stärkere
Verflechtung der nationalen Ökonomien
findet statt, häufig verbunden mit un-
gleichen internationalen Wirtschaftsbe-
ziehungen und zunehmender Ungleich-
heit zwischen den Ländern. Eine welt-
weite Informationsgesellschaft wird ge-
schaffen. Die Informationstechnologie,
die einerseits Völker und Kulturen ein-
ander näherbringt, ermöglicht anderer-
seits auch die Realisierung von Profiten
aus wirtschaftlicher Betätigung in einem
Land in einem ganz anderen Teil der Welt.
All dies ist die Ursache dafür, dass die
Entwicklung in der vor uns liegenden
Zeit eine komplexe, neue, eng verflochte-
ne und tief widersprüchliche globale
Form annimmt. Es gibt ihr den Charak-
ter der Globalisierung.

Heute herrscht eine kapitalistische
Form der Globalisierung vor, die ange-
sichts der Entwicklung der internationa-
len Arbeitsteilung mit den Interessen der
überwiegenden Mehrheit der Menschheit
scharf kollidiert. Dazu gehört eine Ideo-
logie der unbeschränkten Bewegungs-
freiheit von Kapital, Waren und Dienst-
leistungen. Infolgedessen werden die
transnationalen Monopole immer größer
und erreichen das Niveau riesiger Ein-
heiten,die ihre Regeln den Konkurrenten
und den meisten Staaten der Welt auf-
zwingen. Eine wichtige Tendenz ist heu-
te die Modernisierung des Weltkapitalis-
mus, der damit versucht, seine Lebens-
dauer als System zu verlängern. Gleich-
zeitig nimmt die Ungleichheit der Ent-
wicklung in verschiedenen Teilen der
Welt wieder zu, und der „überflüssige“
Teil der Weltbevölkerung sieht sich mit
der Gefahr eines Genozids konfrontiert.
Die Konzentration der Monopolstruktu-
ren hat auch dazu geführt, dass eine klei-

ne Oligarchie der reichsten und aggressi-
vsten Kapitaleigner entscheidenden Ein-
fluss ausübt. Die transnationalen Kon-
zerne operieren nicht auf der Basis de-
mokratischer Verfahren und respektieren
nicht die politischen Systeme der einzel-
nen Länder. Auch hier stehen sich Privi-
legierte und Diskriminierte, Mächtige
und Ohnmächtige gegenüber. Eine glo-
bale Bourgeoisie entsteht, die sich
bemüht, das Arbeitskräftepotenzial und
die natürlichen Ressourcen der ganzen
Welt auszubeuten und das Denken der
Menschen durch die Schaffung eines
Weltinformationsmarktes zu beherr-
schen.

Die Tschechische Republik ist in den
Prozess der Globalisierung hineingezo-
gen worden, ohne eine gut durchdachte,
an den Interessen der Bevölkerungs-
mehrheit orientierte Vorstellung von ih-
rer eigenen Rolle in diesem Prozess zu ha-
ben.Sie ist dem direkten politischen Ein-
fluss des transnationalen Kapitals aus-
gesetzt. Die Rückkehr zum Kapitalismus
hat zu einer komplizierten Situation in
der Tschechischen Republik, zu einer
dramatischen Verschlechterung unserer
internationalen Gesamtposition und zu
einer Zunahme der Risiken hinsichtlich
unserer Entwicklung geführt, denen wir
uns in nächster Zukunft gegenüber se-
hen. Der Prozess der Globalisierung geht
auch mit einem neuen globalen Bewusst-
sein einher. Diesen neuen Prozessen ge-
genüber ist weder naive Bewunderung
noch passsive Ablehnung angebracht.
Wir können angesichts der Tendenzen in
Richtung einer kapitalistischen Globali-
sierung nicht indifferent bleiben. Viel-
mehr stellen sie für uns einen Aufruf dar,
aktiv zu werden mit dem Ziel der Ver-
wandlung ihres imperialen Charakters in
eine Gelegenheit, eine gerechtere Welt-
ordnung zu schaffen und unsere eigenen
globalen Alternativen zu formulieren.
Ohne eine stark intensivierte Zusam-
menarbeit zwischen der Linken in der
Tschechischen Republik und der inter-
nationalen Linken sowie, im speziellen
Fall der KSCM, mit den kommunisti-
schen und Arbeiterparteien der Welt
kann es keine gesellschaftliche Transfor-
mation geben, in der die Tschechische Re-
publik in ihrer weiteren Entwicklung ei-
nen gleichberechtigten und würdigen
Platz findet.

Angesichts der zunehmenden Instabi-
lität auf der ganzen Welt und auf dem eu-
ropäischen Kontinent gehört zu unseren
obersten Prioritäten der Kampf für Frie-
den und die Prävention bewaffneter Kon-
flikte. Wir sind gegen den Militarismus,
der mit massiven Rüstungsausgaben und
mit der Einschüchterung durch die An-
wendung militärischer Gewalt verbun-
den ist. Die KSCM setzt sich auch nach
dem NATOBeitritt der Tschechischen Re-
publik im Jahre 1999 weiterhin für eine
Veränderung des Charakters der Sicher-
heitsstrukturen und für den Rückzug der
CR aus der NATO mit einer ersten Phase
der ruhenden Mitgliedschaft ein. Die
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schrittweise Eskalation der gezielten und
direkten Aggression der NATO in Jugo-
slawien hat unsere Haltung der kriti-
schen Reserve gegenüber diesem Militär-
block bestätigt. Der beste Weg vorwärts
liegt unserer Meinung nach in der Ent-
wicklung eines kollektiven Sicherheits-
systems, das nicht dem Diktat der USA
unterliegt, sondern auf dem Prinzip der
Gleichberechtigung und der friedlichen
Konfliktlösung in Übereinstimmung mit
den Prinzipien der Charta der Vereinten
Nationen basiert und beispielsweise im
Rahmen der Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa (OSZE)
möglich wäre. Wir fordern ein Ende des
Wettrüstens und eine Rückkehr zum
weltweiten Abrüstungsprozess, einsch-
ließlich des Verbots von Massenvernich-
tungswaffen und der Schaffung einer
atomwaffenfreien Zone in Mitteleuropa.

3. Einheit und Zusammenarbeit der 
internationalen Linken

In der Haltung der Linken zu den inter-
nationalen Beziehungen in der Ära der
Globalisierung nimmt das Bewusstsein
der gegenseitigen Abhängigkeit, das kol-
lektive Bemühen um Stabilität, Frieden,
eine permanent nachhaltige Entwick-
lung und weltweiten Umweltschutz so-
wie die universale Verantwortlichkeit für
wirtschaftliche Entwicklung und soziale
Sicherheit einen zentralen Platz ein.
Nach Auffassung der Linken besteht die
Basis einer neuen Alternative in der Er-
setzung des ökonomischen und politi-
schen Dschungels durch eine effektive
weltweite Regulierung,die allen Ländern
und Regionen einen gerechten Anteil an
den Entscheidungen und an den Früch-
ten der Entwicklung ermöglicht. Die In-
stitutionen der neuen Weltordnung müs-
sen auf demokratische Weise geschaffen
werden, um der zunehmenden globalen
Anarchie entgegenwirken können. Die
UNO kann ebenfalls als eine Basis für die
Zukunft entwickelt werden. Die KSCM
lehnt jede Schwächung oder Ausschal-
tung der UNO ab.

Um Widerstand gegen die räuberische
Globalisierung des Kapitals zu leisten,
muss eine weltweite Bewegung der Aus-
gebeuteten und Bedrohten aufgebaut
werden, die Abwehraktionen der Solida-
rität und der organisierten Opposition
durchführt. Soziale und politische Kon-
flikte entwickeln sich unausweichlich zu
supranationalen Konflikten und Proble-
men, und die Politik erhält dadurch auf
internationaler ebenso wie auf nationa-
ler Ebene neuen Inhalt und neue Bedeu-
tung. In dieser Situation ist eine interna-
tionale Zusammenarbeit der Linken mit
neuen Organisationen und Bewegungen,
die sich für eine gerechtere Weltordnung
und für neue weltweite Alternativen ein-
setzen, von fundamentaler Bedeutung.
Die KSCM ist sich der Notwendigkeit be-
wusst, an gemeinsamen Aktionen gegen
die Aggressivität der Großmachtgrup-
pierungen und das rücksichtslose Verhal-

ten der transnationalen Monopole und an
der Schaffung einer vereinigten Linken
auf internationaler – regionaler ebenso
wie globaler – Ebene teilzunehmen. Neue
Möglichkeiten eröffnen sich. Mit den
Fortschritten der Technik werden immer
mehr Kopfarbeiter den Bedingungen der
Lohnarbeit unterworfen. Gleichzeitig
schafft die Informationstechnologie neue
Instrumente der Selbstorganisierung
und der Entwicklung eines eigenen Be-
wusstseins und neue Aktionsrichtlinien.

Wichtig für die KSCM ist ein gemein-
sames Vorgehen der Linken in Europa.
Die Stärkung der gegenseitigen Bezie-
hungen zwischen wirklich linken, kom-
munistischen und Arbeiterparteien in
Europa ist von strategischer Bedeutung.
Fruchtbar ist auch die Arbeit in europäi-
schen Institutionen, einschließlich der
linken Gruppen in den Parlamentari-
schen Versammlungen der europäischen
Organisationen (z.B. der Fraktion der
Vereinigten Linken im Europa-Parla-
ment). Ein weiterer wichtiger Aspekt ist
die internationale Koordination des Vor-
gehens der linken Parteien in den natio-
nalen Parlamenten und gegenüber den
Medien. Die Umsetzung der programma-
tischen Aussagen der KSCM zur Koope-
ration mit der Linken in den Nachbar-
staaten auf regionaler Ebene, die Stär-
kung der bestehenden Strukturen und
die Schaffung spezifischer neuer Struk-
turen (linke Euroregionen) im Rahmen
der entstehenden Integrationsstrukturen
ist eine weitere Hauptaufgabe.Die Volks-
bewegung und ihr zunehmend multikul-
tureller Charakter in Mitteleuropa stellt
die KSCM vor eine immer dringender
werdende Aufgabe. Sie muss energisch
vorgehen gegen feindliche Einstellungen
gegenüber Ausländern,bestimmten Min-
derheiten,Migranten aus dem Süden und
dem Osten, und gegen die damit verbun-
dene Gefahr von Nationalismus und Ras-
sismus als Phänomene, die der KSCM
fremd sind. Gleichzeitig beinhaltet dies
natürlich auch die Stärkung des Natio-
nalbewusstseins und des Patriotismus in
Bezug auf das eigene Land.

Ein wichtiger Punkt ist unsere spezi-
fische Haltung zur wirtschaftlichen und
politischen Zusammenarbeit und Inte-
gration in Europa. Die Zukunft der
Tschechischen Republik liegt nicht in der
Isolation. Die internationale Integration
ist eine Realität, und ihre Weiterentwick-
lung kann die Chancen der beteiligten
Staaten und ihrer Bürger erheblich ver-
bessern. Europa und einzelne Staaten
werden dafür kämpfen müssen,unter den
Bedingungen der globalen wirtschaftli-
chen Konkurrenz bestehen zu können.
Für uns ist das u.a. ein Instrument der
Kooperation und Integration der linken
Kräfte. Ein Element im Prozess der Inte-
gration von Ländern ist die Übertragung
von Teilen der Staatssouveränität auf su-
pranationale Organe, was nicht leicht zu
bewerkstelligen ist. Die KSCM stellt den
dabei zu erzielenden gegenseitigen Vor-
teil und die damit verbundene Gleichheit

in den Vordergrund und setzt sich für ei-
ne realistische und allseitige Betrach-
tung des Nutzens ein, den dieser Prozess
mit sich bringen kann. Sie ist der Mei-
nung, dass die Prozesse der Integration
zu größerer Effizienz in der Wirtschaft
führen und zur Bereicherung der Kultur
beitragen. Sie übersieht jedoch auch
nicht, mit welch brutalem Druck in der
gegenwärtigen Europäischen Union der
Abbau sozialer Standards betrieben
wird,oder die wuchernde Bürokratie und
die wachsenden Profite, die die größten
transnationalen Monopole auf Kosten
breiter Teile der Bevölkerung einstrei-
chen.Wir lehnen die EU in ihrer jetzigen
Form ab.

Die KSCM macht die Mitgliedschaft
der Tschechischen Republik in den
Strukturen der europäischen Integration
von Verhandlungen über die Bedingun-
gen der Mitgliedschaft, einschließlich
eventueller Ausnahmeregelungen, ab-
hängig. Dies entspricht der Haltung an-
derer europäischer kommunistischer
Parteien.Wir lehnen die Politik aller bis-
herigen Regierungen der Tschechischen
Republik ab, eine Mitgliedschaft unter
allen Umständen anzustreben. Wir leh-
nen eine Koppelung der EU-Mitglied-
schaft an die Aufhebung der Beneš-De-
krete ab. Auch darf die Integration in die
EU nicht auf der Lähmung der eigenen
Ressourcen der CR basieren und dem
tschechischen Volk nicht die Möglichkeit
nehmen, seinen Lebensstandard zu he-
ben. Neben der Integration in die EU ist
es notwendig, jede Gelegenheit einer In-
tegration und einer wirtschaftlichen Zu-
sammenarbeit mit den Staaten Mittel-
und Osteuropas und mit anderen Län-
dern der Welt wahrzunehmen. Wir for-
dern, dass die Bürger der CR über die Be-
teiligung an den Integrationsstrukturen
der EU nach landesweiter Debatte in der
Bevölkerung und ausführlicher und
gründlicher Aufklärung über die ausge-
handelten Konditionen in einem Refe-
rendum selbst entscheiden können. Wir
fordern eine alternative, demokratische
Form der europäischen Integration und
ein gemeinsames Projekt für ein soziali-
stisches Europa.

4. Mit der KSCM aus der Krise – ein bes-
serer Weg für unser Land

Die KSCM sieht ihre Hauptaufgabe in
der vor uns liegenden Periode darin, die
Vertiefung der Krise zu verhindern.Viele
Bürger unseres Landes hegen immer
noch die Hoffnung, dass es möglich sein
wird, einen Weg aus ihrer bedrückenden
sozialen Situation zu finden. Die KSCM
beschränkt sich deshalb nicht darauf,die
heutige Politik abzulehnen. Die Krise zu
überwinden bedeutet dazu beizutragen,
dass der Einfluss der Rechten zurückge-
drängt wird, die die Hauptverantwor-
tung für die jetzige Situation trägt. Die
KSCM fordert von der Regierung die
Durchführung eines wirksamen Sozial-
programms, das den nationalen Interes-
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sen Rechnung trägt. Wenn es eine reali-
stische Möglichkeit zur Durchsetzung
der Hauptpunkte des KSCM-Programms
gibt, in dem unserer Meinung nach die In-
teressen der Bevölkerungsmehrheit for-
muliert sind, sind wir bereit, einen ent-
sprechenden Anteil an der Macht in den
obersten Staatsorganen zu übernehmen.
Wir sind aber unter keinen Umständen
bereit, durch rein formale und halbherzi-
ge Maßnahmen an der Enttäuschung der
Bürger teilzunehmen. Die langfristige
Lösung der Krise liegt unserer Meinung
nach darin, erneut den Weg des Sozialis-
mus einzuschlagen.

Die von der KSCM vorgeschlagenen
Sofortmaßnahmen gegen die Krise bein-
halten u.a. den Stopp des weiteren Kahl-
schlags im sozialen Bereich, der mit einer
krassen Zunahme der sozialen Unter-
schiede verbunden ist. Um diesen Sektor
wiederzubeleben und zu einer Politik der
allseitigen Entwicklung, insbesondere in
der Wirtschaft, überzugehen, sind beson-
dere Anstrengungen erforderlich. Dieje-
nigen,die von der kapitalistischen Trans-
formation profitiert und ihr Eigentum
und ihre Macht auf Kosten der Gesell-
schaft vermehrt haben – die Veruntreuer,
die großen Kapitaleigner und Manager,
die Finanzspekulanten, die Staats- und
Finanzbürokratie – müssen die Rechnung
übernehmen. Der Weg aus dem Chaos
schließt die Anwendung spezieller Über-
gangsmaßnahmen nicht aus, z.B. die An-
wendung bestimmter, nicht auf Markt-
mechanismen beruhender, administrati-
ver Instrumente (Regulierung der Preise
und des Einstroms von ausländischem
Kapital, Einführung von Importbe-
schränkungen etc.).

Die Situation erfordert eine funda-
mentale Veränderung der Prioritäten. Im
Mittelpunkt muss die Wiederbelebung
der Wirtschaft stehen, zusammen mit der
Feststellung von Ressourcen, die es er-
möglichen, eine Erneuerung des Landes
einzuleiten. Wir sind dafür, dass der
Staat, mit Beteiligung der Bevölkerung,
eine stärkere Regulierungsfunktion
übernimmt. Die effektive Unterstützung
des Wirtschaftswachstums, insbesondere
der Schlüsselunternehmen der tschechi-
schen Wirtschaft, bei gleichzeitigem
Schutz der kleinen und mittleren Betrie-
be, gehört ebenfalls zu den Prioritäten.
Die KSCM schlägt eine Steuerreform vor,
die breiten Teilen der Bevölkerung zu-
gute kommt, sowie eine andere Haus-
haltspolitik, die den neu definierten Pri-
oritäten für die soziale Entwicklung ent-
spricht. Es ist dringend notwendig, einen
wirksamen – und längst überfälligen –
Kampf gegen die Wirtschaftskriminalität
aufzunehmen. Erforderlich sind auch
Maßnahmen zum Schutz der einheimi-
schen landwirtschaftlichen Produktion,
zur Unterstützung der landwirtschaftli-
chen Betriebe, insbesondere der Genos-
senschaften, und zur umfassenden Ver-
besserung der Lebensbedingungen auf
dem Lande.

Die KSCM betrachtet die Durch-

führung einer wirksamen Sozialpolitik
als zentrale Aufgabe. Dies erfordert vor
allem Investitionen in die berufliche Aus-
bildung und die Nutzung aller Fähigkei-
ten, die Schaffung von Arbeitsplätzen,
den Erziehungs- und Gesundheitssektor
sowie die Sicherung einer lebenswerten
Zukunft für die Jugend und eines siche-
ren Lebensabends für die älteren Bürger.
Erreichen lässt sich dies durch die Ach-
tung der Charta der Grundrechte und
–freiheiten, einschließlich sozialer und
ökonomischer Rechte. Die Durchsetzung
einer Europäischen Sozialcharta, gegen
die sich die Rechte mit Zähnen und Klau-
en wehrt, ist zurzeit von aktueller Be-
deutung. Wirksame Maßnahmen, um die
weitere Einengung der kulturellen Basis
der Gesellschaft zu verhindern und die
nationale Kultur und Sprache vor will-
kürlichen Praktiken, der Vorherrschaft
ausländischer Einflüsse und Kommer-
zialisierung zu schützen, sind unverzüg-
lich von Nöten. Ebenso muss die Unab-
hängigkeit der schöpferischen Tätigkeit
und der Anwendung geistiger Werte
einschließlich Informationen und künst-
lerischer Arbeiten geschützt werden. Für
die breite Bevölkerung muss, unabhän-
gig vom Eigentumsstatus des Einzelnen,
der Zugang zu Kunst, Literatur, kultu-
rellem Erbe und Ausbildung gesichert
werden. Die KSCM setzt sich sehr für ei-
ne vorsichtige Haltung in Bezug auf Ein-
griffe in die natürliche Umwelt ein; ihre
Einstellung basiert auf dem Konzept der
permanenten nachhaltigen Entwicklung
und der Notwendigkeit, bei der Ent-
scheidungsfindung den Primat des Pro-
fitmotivs auszuschließen.Von fundamen-
taler Bedeutung ist das staatliche Eigen-
tum an den wichtigsten natürlichen Res-
sourcen.Wir werden uns auch dafür ein-
setzen, dass die notwendigen Bedingun-
gen geschaffen werden, um eine funda-
mental wirksamere Gesetzgebung zum
Umweltschutz durchzusetzen.

Die kritische Situation in der Gesell-
schaft darf nicht zur Schwächung der
Demokratie ausgenutzt werden.Wir sind
nicht einverstanden mit der Einschrän-
kung des pluralistischen Charakters des
politischen Systems. Das Grundproblem
ist der Schutz des häufig ohnmächtigen
Bürgers vor Ungerechtigkeit einerseits
und die Notwendigkeit der Bekämpfung
der zunehmenden Kriminalität anderer-
seits. Die KSCM unterstützt auch die
Durchführung der Verwaltungsreform,
sofern diese zur Effizienzsteigerung
führt und eine unnötige Bürokratisie-
rung verhindert. Die Politik der KSCM
auf kommunaler und regionaler Ebene
fördert die Kooperation auf breiter Ba-
sis, vorausgesetzt dass Nutzen und Vor-
teil davon aufgezeigt werden können und
Ergebnisse erzielt werden, die im Inter-
esse der großen Mehrheit der Bevölke-
rung liegen. Dieser Ansatz begünstigt
auch die Entstehung eines breiten gesell-
schaftlichen Bündnisses auf lokaler Ebe-
ne und in gesamtgesellschaftlichem Maß-
stab, dessen Kern aus Menschen besteht,

die keine Privilegien genießen und von
ihrer eigenen Hände Arbeit leben.

Als Sofortmaßnahme zur Überwin-
dung der Krise schlägt die KSCM ein Al-
ternativprogramm für die umfassende
Erneuerung der Gesellschaft vor, das auf
einen Zeitraum von etwa zehn Jahren an-
gelegt ist.Voraussetzung für einen grund-
legenden Umschwung ist die Sicherung
eines langfristigen Wachstums der Volks-
wirtschaft, das untrennbar mit einer ver-
antwortungsbewussten Sozialpolitik
und dem Schutz der Umwelt verbunden
sein muss. Die KSCM legt deshalb ihre
eigene Vision zur ökonomischen Ent-
wicklung vor, eine Vision, die durch die
breite Teilnahme der Bevölkerung und
die Masseninitiative von Einzelpersonen,
Kollektiven und Institutionen realisier-
bar ist. Ihr Kern besteht in wachstums-
fördernden Maßnahmen zur Unterstüt-
zung von Modernisierungsinvestitionen,
zur Stärkung der inländischen Massen-
kaufkraft und zur verstärkten Entwick-
lung aller verfügbaren Ressourcen. Ein
stabiles langfristiges Wachstum ist ge-
bunden an Projekte für strukturelle Ver-
änderungen unter Berücksichtigung der
Tatsache, dass eine neue Art von Wachs-
tum notwendig ist: Investitionen in Wis-
senschaft und Forschung, in die Ausbil-
dung, in Maßnahmen zur Wiederanhe-
bung des Lebensstandards und in eine
durchgehende Ökologisierung. Die
KSCM setzt sich für eine Beendigung der
allmählichen Liquidation der einheimi-
schen Produktion, für eine Einschrän-
kung unnötiger Importe und für Maß-
nahmen gegen die Ausblutung unserer
Wirtschaft durch das Ausland ein. Wir
fordern eine strenge Gesetzgebung zur
Unterbindung fragwürdiger Profittrans-
fers ins Ausland durch ausländische Fir-
men und eine unabhängigere und eigen-
ständigere Haltung gegenüber den For-
derungen der internationalen Institutio-
nen. All dies hängt davon ab, dass die
strategische Richtung der Marktwirt-
schaft gestärkt und ein Wachstumskon-
zept für die Hauptzweige der Wirtschaft
erarbeitet wird.

Während dieser Zeit wird es notwen-
dig sein, längst überfällige Veränderun-
gen bei der Privatisierung vorzunehmen,
das Management der Firmen, an denen
der Staat und die Kommunen beteiligt
sind,rationeller zu gestalten und die Rol-
le von Staat und Kommunen als Ei-
gentümer und Manager zu stärken. Ge-
mischte Wirtschaft und Gleichberechti-
gung verschiedener Eigentumsformen
bedeutet, dass die Rolle des Staates als
Eigentümer entsprechender Holdings in
strategischen Zweigen der Wirtschaft
verteidigt werden muss. Die KSCM ist
auch für eine Erweiterung des Schutzes
des bestehenden Genossenschaftssektors
und für die Förderung einer Neuent-
wicklung der genossenschaftlichen Ei-
gentumsform.Von fundamentaler Bedeu-
tung ist auch eine stärkere Beteiligung
der Arbeiter und Angestellten am Mana-
gement und am Profit von Unternehmen
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und Institutionen. Zur Förderung der
Selbstverwaltung in der Produktion und
der Mitbestimmung der Beschäftigten
müssen Betriebsräte eingerichtet und al-
le Formen der Partizipation der Beschäf-
tigten unterstützt werden. Die KSCM
wird dann in der Lage sein,auf die Schaf-
fung von Bedingungen hinzuarbeiten, in
denen Kollektive von Beschäftigten in
der Lage sind, Unternehmen zu leasen
oder als Eigentum zu übernehmen.

Es wird notwendig sein, allmählich
wieder zu soliden Grundlagen für eine
wirksame und stabile Sozialpolitik
zurückzukehren bzw. solche zu schaffen.
Im politischen Bereich sind Maßnahmen
zur Stärkung der Souveräntität der Bür-
ger erforderlich. Es ist absolut notwen-
dig,die Aktivität der Bürger unseres Lan-
des in den wichtigsten Bürgervereini-
gungen und -initiativen zu verstärken,
manipulative und undemokratische
Praktiken zu bekämpfen und das Mana-
gement und die Selbstverwaltung der
Gesellschaft der breitest möglichen Bür-
gerbeteiligung zugänglich zu machen.
Großer Wert muss auf strategisch wich-
tige Ausbildungsprogramme und die Ver-
breitung von Informationen, auf eine in-
tensive, unabhängige und den Erforder-
nissen der Gesellschaft entsprechende,
kreative wissenschaftliche und künstle-
rische Arbeit und auf die Wiederbelebung
und Festigung hoher moralischer, huma-
nitärer und ökologischer Werte gelegt
werden. Das Ziel besteht in der Ent-
wicklung der Kultur und des gesamten
Geisteslebens als wesentlicher Voraus-
setzung für die allseitige Entwicklung
der Menschheit und als Quelle des schöp-
ferischen Potenzials der gesamten Ge-
sellschaft.

5. Eine Partei mit Zukunft, eine 
Partei der Kooperation

Die KSCM unterscheidet sich von den
anderen Parteien unseres Landes durch
ihre antikapitalistische Haltung und ih-
re Suche nach einer Systemlösung für die
allgemeine Krise der Gesellschaft. Erfor-
derlich sind politische Veränderungen,
die den Weg frei machen für eine direkte
Beteiligung immer breiterer Teile der Be-
völkerung an den Entscheidungen. Die
KSCM nimmt an diesem Prozess als Or-
ganisation teil, die mit den Menschen
darüber spricht, wie ihrer Meinung nach
die Probleme zu lösen sind, und den Dia-
log mit Mitgliedern anderer politischer
Parteien und politischer Strömungen
aufnimmt. Die KSCM wird Aktivitäten
initiieren und organisieren, bei denen
möglichst viele Bürger, insbesondere
werktätige Menschen und ihre Organisa-
tionen, selbst an der Lösung von Proble-
men teilnehmen. Die KSCM unterstützt
auch organisierte Selbsthilfe-Aktivitä-
ten und Solidaritätsaktionen. Insbeson-
dere der Gewerkschaftsbewegung, die
hoffentlich in Zukunft wesentlich an Be-
deutung und Aktivität gewinnen wird,
bietet die KSCM in dieser Hinsicht Un-

terstützung und Zusammenarbeit an.Die
Partei ist sich wohl bewusst, dass sie das
Vertrauen, das ihr gegenwärtig in zuneh-
mendem Maße von der Öffentlichkeit
entgegengebracht wird, nur durch eine
praktische und wirksame Politik erhal-
ten kann. Sie bemüht sich, die Bürger der
Tschechischen Republik davon zu über-
zeugen, dass sie ein realistisches und
glaubwürdiges Programm besitzt. Ihr
langfristiges Ziel ist eine vollständige Of-
fenheit in ihren Aktivitäten und eine Aus-
dehnung ihrer Arbeit auf die breitest-
möglichen Teile der Bevölkerung.

Die Zukunft linker Politik hängt be-
sonders davon ab, ob es gelingt, die Un-
terstützung der Jugend zu gewinnen, al-
len voran die Unterstützung jener jungen
Menschen, die sich in sozialen Schwie-
rigkeiten befinden und sich der Bedro-
hung ihrer Zukunft bewusst sind. Die
KSCM unterstützt die jungen Menschen
bei dem Versuch der Wahrnehmung ihres
Rechts, Einfluss auf alles zu nehmen, was
ihr eigenes Leben betrifft. Sie hat Ver-
ständnis für ihre Versuche, neue Wege zu
finden und energisch einen neuen Le-
bensstil zu verwirklichen. Auch sind uns
diejenigen jungen Leute nicht fremd, die
versuchen, ihr Leben alternativ zu ge-
stalten, und den vorherrschenden konsu-
morientierten und egozentrischen Stil
ablehnen.Wir werden uns ihrer Ausgren-
zung aus der Gesellschaft entgegenstel-
len. Die Verbreiterung der Kooperations-
basis zwischen allen jungen Menschen
mit linken Anschauungen ist eine Aufga-
be von strategischer Bedeutung. Insbe-
sondere junge Kommunisten können po-
sitive Verbindungen zu verschiedenen
Organisationen und inoffiziellen Grup-
pen junger Leute herstellen, ihnen durch
einen offenen Dialog die Möglichkeit ge-
ben, ihren Auffassungen Ausdruck zu
verleihen, und sie bei der Verfolgung von
Zielen unterstützen, die mit der Politik
der KSCM vereinbar sind (insbesondere
im Kampf gegen Rassismus und Faschis-
mus, gegen Krieg und Gewalt und gegen
jede Art von Unfreiheit und Ungleich-
heit, gegen Jugendarbeitslosigkeit und
die Verschlechterung der Berufsausbil-
dung, für Möglichkeiten einer aktiven
Freizeitgestaltung, für Umweltschutz
und die Rechte der Kinder etc, sowie für
die allgemeinen gesellschaftlichen Ziele
der Partei).

Die Mitgliedschaft der KSCM besteht
aus gesellschaftlich aktiven Menschen,
die demokratisch um das Parteipro-
gramm organisiert sind. Von großer Be-
deutung für die KSCM ist die Größe ih-
rer Mitgliedschaft und die Zahl ihrer Un-
terstützer, die sich für soziale Gerechtig-
keit einsetzen, sowie eine Organisations-
struktur, die sich über die gesamte CR er-
streckt. Die Partei ist sich der Notwen-
digkeit bewusst, weiterhin Wege zu fin-
den, um dieses ihr wichtigstes Potenzial
gut zu nutzen. Dazu ist die Fähigkeit zu
unabhängiger und systematischer Arbeit
und zur Ergreifung von Initiativen sowie
die Hingabe an die alltägliche Kleinar-

beit vor Ort erforderlich. Neben geogra-
fisch definierten Organisationen bietet
die KSCM auch die Möglichkeit, sich zur
Bearbeitung bestimmter Problemberei-
che zu organisieren. Wir haben Interesse
daran, aktive neue Mitglieder zu gewin-
nen.Erhebliche Aufmerksamkeit widmet
die KSCM der Qualität ihrer Repräsen-
tanten. Sie fördert fähige und begabte
Personen und bemüht sich, jedem einzel-
nen die Möglichkeit zur individuellen
Entwicklung zu geben, da sie dies als den
besten Weg betrachtet,um den Interessen
der angesprochenen gesellschaftlichen
Gruppen Ausdruck zu verleihen und sie
bei der Verfolgung ihrer programmati-
schen Ziele und der Verwirklichung der
anderen Kriterien zu unterstützen, die
für die Erfüllung dieser öffentlichen Auf-
gaben erforderlich sind. Ein gesundes
Parteileben braucht regelmäßige Über-
prüfung, freimütige Debatte und kon-
struktive Kritik. Die objektive Auswer-
tung der Aktivität aller Parteimitglieder
in den entsprechenden Parteiorganisa-
tionen und -gremien bietet eine feste Ba-
sis für die Arbeit der Partei.

Wir wollen sicherstellen, dass fähige
und verantwortungsbewusste Personen
die Politik formulieren, sich wissen-
schaftliche Kenntnisse aneignen und die
Politik der Partei sachkundig in die Öf-
fentlichkeit tragen. Voraussetzung hier-
für ist die Zusammenarbeit zwischen der
KSCM und einem breiten Kreis flexibel
organisierter Fachleute, unter denen sich
sowohl Parteimitglieder als auch Sympa-
thisanten befinden. Auch eine breitere
Kooperation mit kommunistischen und
linken Experten im Ausland ist wichtig.
Große Bedeutung kommt heute, wo In-
formationen willkürlich manipuliert
werden, dem Angebot einer systemati-
schen Schulung für Mitglieder und Un-
terstützer zu. Überlegungen über die
Einrichtung eines internen KSCM-Infor-
mationssystems unter Zuhilfenahme mo-
derner Methoden und Ressourcen sind im
Gange. Das Grundanliegen der Medien-
politik der KSCM ist die Erweiterung ih-
res Masseneinflusses durch Informatio-
nen über ihre Ziele und Aktivitäten. Un-
ter den heutigen Bedingungen ist eine
Propagandaarbeit der Partei ohne Ein-
beziehung aller ihrer Unterorganisatio-
nen und deren Teilnahme und Hilfe un-
möglich.

Wir wollen die Bürger von der Not-
wendigkeit überzeugen, sich ihrer Rech-
te und ihrer Verantwortung bewusst zu
sein und diese bei den Wahlen optimal zu
nutzen. Wir wollen die Bürger unseres
Landes dazu animieren, Schlussfolge-
rungen aus den Problemen und Misser-
folgen zu ziehen, die die rechte Politik in
den zehn Jahren seit 1989 verursacht hat.
Die Bürger/Wähler sind der Souverän in
unserem Lande, und sie sind auch ver-
antwortlich für die Zukunft unseres Lan-
des.

Übersetzung aus dem Englischen: 
Renate Hennecke
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Zehn Milliarden für die Entschädigung
der Zwangsarbeiter, hieß es im Dezember.
Das war schon skandalös wenig im Ver-
hältnis zu den 180 Milliarden, die der
Wirtschaftwissenschaftler Thomas Kuc-
zinsky als Extraprofit von privaten Betrie-
ben und staatlichen Einrichtungen aus der
Ausbeutung unter- oder garnicht-bezahl-
ter Sklaven- und Zwangs-
arbeiter errechnet hat.
Skandalös wenig ange-
sichts der Zahl von Betrof-
fenen, die ohnehin nur
noch zehn Prozent der –
nur allzu oft bis zur physi-
schen Vernichtung – zur
Arbeit Gezwungenen aus-
macht.

Doch die Stiftung, die
die zehn Milliarden vertei-
len soll, soll mit diesem
Geld immer noch weitere
Aufgaben übernehmen,
weitere Gruppen von NS-
Opfern abfertigen. So
sieht es der jüngste Gesetz-
entwurf der Bundesregie-
rung vom 20.3.00 vor, und
so drückte es der Beauf-
tragte Graf Lambsdorff bei
den Verhandlungen am
22./23. März in Berlin
durch. 

Innerhalb der Stiftung
„Erinnerung, Verantwor-
tung und Zukunft“ soll es
einen Fonds geben, der
schlicht „Erinnerung und
Zukunft“ heißt. Diesem
sollen 0,7 der 10 Milliar-
den für Projekte zugewie-
sen werden, die „der Völ-
kerverständigung, dem Ju-
gendaustausch, der sozia-
len Gerechtigkeit, der Er-
innerung an die Bedro-
hung durch totalitäre Sy-

steme und Gewaltherrschaft und der in-
ternationalen Zusammenarbeit auf huma-
nitärem Gebiet“ dienen. Was für eine Er-
innerung mag das sein, die per Gesetz auf
die erzreaktionäre Totalitarismustheorie
mit ihrer unsäglichen Gleichsetzung von
Rechts und Links festgelegt ist? Was für
eine Zukunft, die sich nichts daraus

macht, dass sie auf Kosten der ehemaligen
NS-Zwangsarbeiter und -arbeiterinnen
geht? (Auf die Verantwortung wurde im
Namen des Fonds ohnehin verzichtet.) 

Eine weitere Milliarde soll für die Ab-
wicklung von „Vermögensschäden“ abge-
zweigt werden, soweit diese „im Zuge ras-
sischer Verfolgung“ und „unter wesentli-

cher und schadensursäch-
licher Beteiligung deut-
scher Unternehmen“ ent-
standen sind. Hier geht es
also um ganz andere Din-
ge als die Entschädigung
von Zwangsarbeitern.
Aber die deutsche Wirt-
schaft will sich in einem
Aufwasch und für alle Zei-
ten aller Ansprüche entle-
digen, die noch jemals er-
hoben werden könnten.
Ansprüche beispielsweise,
die darauf beruhen, dass
sich Unternehmen durch
die Übernahme „jüdi-
scher“ Betriebe im Zuge
der sog. „Arisierung“ be-
reichert haben. Oder dass
Versicherungsgesellschaf-
ten die fälligen Versiche-
rungssummen an die An-
gehörigen und Erben von
Holocaust-Opfern nicht
ausbezahlt, sondern die
Versicherungspolicen
zurückbehalten oder sogar
vernichtet haben.

Die Einbeziehung der
Versicherungsgesellschaf-
ten wurde von der Bun-
desregierung als besonde-
rer Erfolg bekannt gege-
ben, so als hätten sich die
Versicherungen verpflich-
tet, wesentlich zu den fünf
Milliarden beizutragen,
die von der Wirtschaft auf-

Bundesregierung legt Gesetzentwurf für Stiftung vor

Erinnerung? Verantwortung? Zukunft?
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14. Mai: Landtagswahlen in NRW

20. Mai: Fachtagung in Rostock: Rechtsextremismus - reiner Männerwahn?
Veranstalterinnen: AGLisa, AG Rechtsextremismus / Antifaschismus der
PDS und AK feministische Politik der PDS-Bundestagsfraktion

27./28. Mai, München: 8. isw-forum zum Thema: Kapitalismus im XXI. Jahr-
hundert. Entwicklungslinien der politischen Ökonomie des Kapitals. Mit
ReferentInnen aus USA, Kuba, Japan, China und Deutschland. Cuba: Glo-
balisierung und Staat (Referat: Mitarbeiter des „Forschungszentrums Welt-
wirtschaft“, Havanna); USA: Boom ohne Ende? (Referat: Prof. Richard D.
Wolff, Department of Economics, University of Massachusetts); Japan: Von
der „Herausforderung“ zur „Gefahr“ für die Weltwirtschaft; China: „Lan-
ger Marsch“ zum Sozialismus oder Übergang zum Kapitalismus? (Referat:
Mitarbeiter/in des „Forschungszentrums für die gegenwärtige Welt“, Pe-
king); Verbrechen Wirtschaft - Moderner Kapitalismus als höchstes Stadi-
um der organisierten Kriminalität (Referat: Conrad Schuhler, Mitarbeiter
des isw e.V.) Eintritt pro Tag: 10,- DM, beide Tage: 16,- DM, StudentInnen,
Arbeitslose, SchülerInne je die Hälfte.Veranstalter: institut für sozial-öko-
logische wirtschaftsforschung münchen e.V. Veranstaltungsort: München,
Gewerkschaftshaus, Schwanthalerstr. 64, Beginn jeweils 10 Uhr

26. Mai: Nordatlantische Versammlung, Frühjahrs-Tagung in Budapest.

31. Mai: Deutscher Katholikentag in Hamburg

31. Mai bis 4. Juni: Gesundheitstag 2000 in Berlin. Adresse: Gesundheitstag
2000, Sarrazinstr. 3, 12159 Berlin, fax: 030 / 85 99 97 78, Email: ich.ma-
che.mit@gesundheitstag.de

1. Juni: EXPO 2000 in Hannover (bis 31.10.), zahlreiche Gegenaktionen

6. Juni: Westeuropäische Union

6. bis 12. Juni: Internationale Luftfahrtausstellung (ILA) in Berlin Schöne-
feld und Gegenaktivitäten von Friedensgruppen. (Ausstellungsprogramm
siehe http://www.ila-berlin.de) Kontakt: Kampagne gegen Wehrpflicht,
Zwangsdienste und Militär, Oranienstr. 25, 10999 Berlin, Tel.: 030/615005-
30, Fax: 030/61500529. E-Mail: info@kampagne.de 
Internet: http://www.kampagne.de 

9. Juni: Hauptversammlung der Deutschen Bank, Festhalle Frankfurt mit
Aktionen der Kritischen Aktionäre. Kontakt: Dachverband Kritische Ak-
tionärInnen,Henry Mathews,Schlackstr.16,50737 Köln,Tel.: 0221/5995647,
Fax: 0221/5991024. E-Mail: critical_shareholders@compuserve.com Inter-
net: http://www.kritischeaktionaere.de 

9. Juni: Brüssel: Demonstration mit anschließendem Symposium der Eu-
ropäischen Märsche zum Thema „Europaweite Mindeststandards für Ein-
kommen“ - anlässlich des Gipfeltreffens des europäischen Unternehmer-
verbandes UNICE

17. Juni: Politische Ökonomie heute, 2. Kurstag. Beginn 10.30 Uhr in der
DGB-Jugendbildungsstätte Fulda, Magdeburger Str. 69 (s. PB 6, S. 18f.)

19. Juni: Porto, Portugal: Demonstration des Europäischen Gewerkschafts-
bundes - anlässlich des EU-Gipfels. Die Europäischen Märsche werden dar-

an teilnehmen.

25. Juni: Genf: Demonstration der sozialen Bewegungen, Nicht-Regie-
rungsorganisationen und Gewerkschaften anlässlich des UN-Sozialgipfels
(Nachfolgegipfel von Kopenhagen). Sechs Monate nach Seattle, drei Mona-
te nach Washington geht der Kampf gegen WTO und weltweite Deregulie-
rung weiter.

27. bis 30. Juli: Linke Sommerschule. Näheres zu Ort und Themen später.

5-7. September: Seminar der Bundesakademie für Sicherheitspolitik zum
Thema: Deutschland und „seine neuen Minderheiten“ im Licht innen- und
außenpolitischer Veränderungen. Ort: Bonn

14. Oktober: Mobilisierungen anlässlich des EU-Gipfels in Biarrits; Ab-
schlussdemonstration des Frauenmarsches 2000 in Brüssel

26. September: Politische Ökonomie heute, 3. Kurstag. Beginn 10.30 Uhr
DGB-Jugendbildungsstätte Fulda, Magdeburger Str. 69 (s. PB 6, S. 18f.)

7. November: US-Präsidentenwahlen, Neuwahl des Repräsentantenhauses
und ein Drittel des Senats sowie zahlreicher Gouverneure

25. November: Politische Ökonomie heute, 4. Kurstag. Beginn 10.30 Uhr,
DGB-Jugendbildungsstätte Fulda, Magdeburger Str. 69 (s. PB 6, S. 18f.)

1.Dezember: EU-Gipfel in Frankreich, voraussichtliche Punkte: Abschluss
der Regierungskonferenz 2000, Feierliche Verabschiedung einer Europäi-
schen Charta der Grundrechte, Förmlicher Beschluss der Integration der
WEU in die EU

Anfang Dezember: Paris: Großkonferenzen von Espace Marx und ATTAC
zum Thema Globalisierung

2.-3. Dezember: Paris: Europäische Versammlung der Erwerbslosen und un-
geschützt Beschäftigten (Evt. anschließend: gemeinsame Initiative mit den
UnterstützterInnen des Aufrufs Bourdieu, der französischen Liga für Men-
schenrechte u.a. zu den sozialen Grundrechten. Großes Rockkonzert)

7. Dezember: Nizz: Großdemonstration der Europäischen Märsche, der Ge-
werkschaften und sozialen Bewegungen anlässlich des EU-Gipfels


